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Der Heimatdienſt 


Das Finanzprogramm. 


Don Miniſterialdirektor Dr. von Ña gen ow. 


In Nr. 7 des „Heimatdienſtes“ vom 1. April d. J. habe 
ich mich auf Seite 107 ff. mit dem beabſichtigten Finanz⸗ 
programm der Reichsregierung befaßt und deſſen Grundzüge 
dargelegt. Das Programm jah vor: 

1. Erhöhung der Bierſteuer um 75 v. ., 

2. Erhöhung des Kaffee- und Teezolls, 

5. Erhöhung des Benzinzolls und Einführung eines 
Benzozolls (Mineralzölle) ſowie Beſteuerung der in⸗ 
ländiſchen Mineralöle — innere Ausgleichsſteuer auf 
Benzin und Benzol —, 

4. Einführung der Mineralwaſſerſteuer, 

5. Verkürzung der Zahlungsfriften bei den indirekten 
Steuern (Tabak- und Zuderfteuer), 

6. Verzicht auf Herabſetzung der Induſtriebelaſtung. 

Dieſe Maßnahmen ergaben ein Mehraufkommen von 
475 Millionen RM., wovon 505 Millionen Rm. auf das 
Reich und 170 Millionen RM. auf die Länder und Gemeinden 
entfallen ſollten. Die Durchführung dieſes Finanzprogramms 
ſtieß im Parlament auf große Schwierigkeiten. Der Reichstag 
war nicht geneigt, die vorgeſchlagene Bierſteuererhöhung von 
75 v. Z. anzunehmen. Infolgedeſſen fah fih die Reihs- 
regierung zur Berbeiführung einer Geſamteinigung unter den 
Regierungsparteien veranlaßt, einem Kompromiß zuzuſtimmen, 
dem eine geſtaffelte Bierſteuererhöhung von durchſchnittlich 
45 v. H. zugrunde lag. Dieſe Regelung ergab eine Mehr- 
einnahme von nur 150 Millionen RM. im Gegenſatz zu der 
von der Reichsregierung vorgeſchlagenen Erhöhung der Bier⸗ 
vr von 75 v. H. mit 240 Millionen RM. Mehraufkommen. 

us diefem Grunde mußten weitere neue Einnahmequellen 
erſchloſſen werden. Man fand diefe einmal in der Erhöhung 
der Umſatzſteuer um 0,10 d. H., alfo von 0775 auf 0,85 v. B. 
(Mehraufkommen 110 Millionen RM.), ſodann in einer 
Sonderbeſteuerung der großen Umſätze in der letzten Hand 
bei Umſätzen von 1 Million Rm. an mit weiteren 0,50 v. H. 
(Mehraufkommen 27 Millionen RM.). Mit dieſen Abände⸗ 
rungen wurde das Finanzprogramm in der Reichstagsſitzung 
vom 14. April d. J. in dritter Leſung — wenn auch nur mit 
knapper Mehrheit — angenommen. Es bringt im ganzen eine 
Mehreinnahme von 554 Millionen RM., nämlich: 

1. Bierſteuererhöhung . . 150 Millionen RM. 
(Geſetz zur Anderung des Bier- 
ſteuergeſetzes vom 15. April 1950 
—Reichsgeſetzblatt I Seite 156 —) 

2. Umſatzſteuererhöhung 
(Artikel? des Geſetzes zur Ande⸗ 
rung des Bierſteuergeſetzes vom 
15. April 1950 — Reichsgeſetz⸗ 
blatt I Seite 156 —) 

5. Sonderſteuer für große Umſätze. 27 1 8 
(Geſetz wie vor.) 

4. Erhöhung des Kaffee- u. Teezolls 50 1 12 
(Verordnung des Reichsminifters 
der Finanzen vom 20. Februar 
1950 — Reichsminiſterialblatt 
Seite 45 —) 

. Minerals 88 = = 
(Geſetz über Zolländerungen vom 
15. April 1950 — Reichsgeſetz⸗ 
blatt I Seite 131 —) 

6. Innere Ausgleichsſteuer . 12 A n 
(Mineralölſteuer: Artikel 3 des 
Geſetzes über Solländerungen 
vom 25. April 1950 — Reihs- 
geſetzblatt I Seite 151 —) 

2. Mineralwaſſerſteuer ä 
(Geſetz vom 14. April 1950 — 
Reichsgeſetzblatt I Seite 159 —) 


454 Millionen RM. 


40 „ n 


154 


Übertrag: 454 Millionen RM. 
8. Derfürzung der Zahlungsfriften 
bei indirekten Steuern — Tabak⸗ 


und Zuderfteuer — . 0 = — 
(Geſetz zur Anderung des 
Tabak- und Suckerſteuergeſetzes 
vom 15. April 1950 — Keichs⸗ 
geſetzblatt I Seite 135 —) 
9. Induſtriebelaſtung 50 ” „ 


(Geſetz über die Erhebung der 
Aufbringungsumlage für das 
Rechnungsjahr 1950 vom 15. April 
1950 — Reichsgeſetzblatt I 
Seite 141 —: 

550 Millionen RM. werden 
erhoben, wovon 70 Millionen Rm. 
dadurch als getilgt gelten, daß 
fie zugunſten des Reiches aus 
dem Reſervefonds der Bank für 
Induſtrieobligationen entnommen 
werden.) 


554 Millionen RM. 
Don dieſem Mehraufkommen erhalten: 


das Reich En 361,2 Millionen RM., 
und die Länder und Gemeinden . 172,8 Millionen RM., 
und zwar: 
Reich [Länder 
in Millionen Rm. 
J. Bierſteuer erhöhung 58,3 917 
Nach Artikel VIII des Geſetzes erhalten 
die Länder vom 1.4.1930 ab eine Über⸗ 
weifung in Höhe von ½ des Auf: 
kommens an Bierſteuer; die Aberweiſung 
wird nach dem Verhältnis des Auf⸗ 
kommens verteilt. 
2. Umſatzſteuererhöhung 27 35 
3. Sonderſteuer für große Umſätze 18,9 8,1 
4. Erhöhung des Kaffee- und Teezolls 50 — 
S. Mitte 65 — 
6. Innere Ausgleichsſteuer (Mineral- 
oͤlſteuer / AE 12 — 
7. Mineralwaſſerſteuer — 40 
8. Verkürzung der Fahlungsfriſten bei 
indirekten Steuern (Tabak- und 
FJuckerſe ner lei 30 — 
9. Induſtriebelaſtunnggg . 50 — 
3612 | 1728 


Die neuen Steuern ergeben mithin für die Länder den 
vorgeſehenen Bedarf von rund 170 Millionen Ruf.; für das 
Reich bringen fie im Dergleih zu dem urſprünglich an- 
genommenen Bedarf von 305 Millionen RM. ein Mehr von 
56,2 Millionen RM. a Mehrbetrag macht ziemlich genau 
den Betrag aus, um den fih inzwiſchen nach den endgültigen 
Berechnungen die Ausgabenſeite des Etats 1950 erhöht hat. 


Neben den Steuergeſetzen kam auch das Geſetz zur Dor- 
bereitung der Finanzreform vom 28. April 1950 zur Der- 
abſchiedung. Es enthält in feinem Artikel I die 
Maßnahmen zur Sicherung der Arbeitslofenverficherung, 
nämlich: 

J. Gewährung von Reichszufchüffen an die Reichsanftalt, 
deren Höhe alljährlich im Reichshaushaltsplan feft- 
geſetzt wird. 

2. Der Reichszuſchuß für das Rechnungsjahr 1950 beträgt 
150 Millionen RM., der Beitrag zur Arbeitsloſen⸗ 
verſicherung 3% v. Ñ. 

5. Zur Erleichterung des Ausgleichs zwiſchen Einnahmen 
und Ausgaben der Reichsanftalt foll der Vorſtand der 
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Anſtalt die erforderlichen Maßnahmen auf dem wege 
der Verwaltung treffen ſowie der Reichsregierung 
Vorſchläge zur Reform des Geſetzes unterbreiten, 


4. Im äußerſten Notfall ſoll das Reich der Reichsanſtalt 
Darlehen gewähren, jedoch mit der Maßgabe, daß die 
Reichsregierung nach Prüfung weiterer Erſparnis⸗ 
möglichkeiten auf dem Wege der Geſetzgebung alsbald 
eine Geſetzes vorlage einzubringen hat, die 
a) durch Beitragserhöhung die Rückzahlung des Dar⸗ 

lehns ermöglicht, 


oder b) durch eine Reform der Arbeitsloſenverſicherung 
den Ausgleich zwiſchen Einnahmen und Ausgaben 
heritellt, 

oder c) zur Deckung der für die Darlehen aufzuwendenden 
Beträge dem Reich die notwendigen mittel zuführt. 


Das Geſetz über Arbeits vermittlung und Arbeitsloſen⸗ 
verſicherung (8 159) ſieht die Bildung eines Notſtockes vor, 
auf den zurückgegriffen werden ſoll, falls die Ausgaben nicht 
durch die Einnahmen der Reichsanſtalt gedeckt werden können. 
Der bisherige Betrag dieſes Notſtockes von 50 Millionen RM. 
ift verausgabt worden. Da aber die Bildung eines Not- 
ſtockes unbedingt geboten ift, um eine unvorhergeſehene Jn- 
anfpruchnahme von Reichsmitteln auszuſchließen, ſchreibt 
8 5 Artikel I des Geſetzes zur Vorbereitung der Finanzreform 
vor, daß dem Notſtock der Keichsanſtalt zuzuführen find: 

1. 50 Millionen RM. aus der Induſtrie⸗Aufbringungs⸗ 

umlage, 


2. das 1425 Millionen Rm. überſteigende Lohnſteuer⸗ 
aufkommen bis zum Höchſtbetrage von 50 Millionen RM. 


Der Artikel III des genannten Geſetzes, der mit dem auf 
die Verkündung des Geſetzes folgenden Tage in Kraft tritt, 


enthält nachſtehende Vorſchriften über die Steuerſenkung und 
Ausgabenerſparnis: 


a) Der Keichsminiſter der Finanzen wird beauftragt, ge⸗ 
meinſam mit dem Keichsſparkommiſſar ein langfriſtiges 
Sparprogramm aufzuſtellen, das die Grundlage für 
eine Steuerſenkung ſchafft und namentlich auch eine 


Leier Senkung der fortdauernden Ausgaben gewähr⸗ 
eiſtet, d 


b) von den Ausgaben des ordentlichen Haushalts für 
1050 find mindeſtens 600 Millionen AM. im Haushalt 
für 1951 einzuſparen, 

c) die durch Verminderung der Geſamtausgaben des 
ordentlichen Haushalts eintretenden Erſparniſſe find 
unter Berückſichtigung der Kaſſenlage ſowie der gu- 
ſchläge oder der Abſchläge, die ſich aus der Entwicklung 
der Einnahmen des Reihs ergeben, für Senkung 
von direkten Steuern zu verwenden. 

Binfichtlich der Steuerſenkungen ift in erſter Linie — weil 
vordringlich — an eine Senkung der Realſteuern, insbeſondere 
der Gewerbeſteuern, gedacht und weiterhin eine Senkung der 
Einkommenſteuer vom 1. April 1951 in Ausſicht genommen. 
Die Senkung der Realſteuern foll unter Einſchaltung eines 
beweglichen Faktors in das Steuerſyſtem erfolgen, durch den 
grundſätzlich alle Gemeindebürger zu den Laſten der Gemeinde 
herangezogen werden. Hierbei wird auch die Frage nach einer 
beſonderen Rechnungsprüfung der Gemeinde durch eine unab⸗ 
hängige Stelle zu klären ſein. 

Durch die genannten, vom Reichstag angenommenen 
Steuergeſetze ift der erſte Schritt zur Keichsfinanzreform ge- 
tan, indem die Kaffenfanierung fichergeftellt, die beabſichtigte 
Tilgung der ſchwebenden Schulden gewährleiſtet und dem An⸗ 
wachſen eines neuen Fehlbetrages im Etat 1950 vorgebeugt 
worden iſt. Bemerkt muß werden, daß der Reichsrat den im 
Etat 1950 eingeſtellten Schuldentilgungsfonds von 450 Mil⸗ 
lionen RM. auf 515 Millionen RM. erhöht hat, um aus ihm 
neben dem Defizit von 1928 mit 154 Millionen Rm. auch das 
Defizit von 1929 mit 364 Millionen RM. zu decken. Die 
nächſte Aufgabe wird ſein: Ausgabenſenkung und Steuer⸗ 
ſenkung. Ein Ausgabenſenkungsgeſetz, das in Vorbereitung 
iſt, wird die notwendige Grundlage zur Herbeiführung wei⸗ 
terer Erſparniſſe ſchaffen. Daneben werden in den Sommer- 
monaten, in Verbindung mit dem Steuervereinheitlichungs⸗ 
geſetz und dem Finanzausgleich, die erforderlichen geſetzlichen 
Maßnahmen für die erwähnten Steuerſenkungen getroffen 
werden. Sur Förderung der notwendigen Derforgung der 
deutſchen Wirtſchaft mit fremdem Kapital wird demnächſt dem 
Reichstag der Entwurf eines Ermächtigungsgeſetzes zugehen, 
das die Reichsregierung in die Lage verſetzt, auf dem Gebiete 
des Steuerabzugs vom Kapitalertrag und der Kapitalertrags- 
ſteuer Milderungen zu gewähren. 


— . 


Hilfe der Landwirtichaft — Schutz dem Verbraucher. 


Don Miniſterialrat Dr. Feß ler. 


I: 


Der Ablauf des wirtſchaftspolitiſchen Geſchehens hat ſich 
in den letzten Monaten und Wochen beſchleunigt. Darum iſt 
in weiten Ureiſen ein Grad von Unficherheit in der Beurtei⸗ 
lung der Lage und von Derwirrung entſtanden, der bedenklich 
iſt. Bei ruhiger und ſachlicher Betrachtung zeichnen ſich aber 
die Linien der Entwicklung klar und einfach ab. 


u 


Es ift ein hiſtoriſches Verdienſt des Enqueteausſchuſſes, 
des Inſtituts für Konjunkturforſchung und nicht zuletzt der 
Preußenkaſſe, daß fie die Lage der Landwirtſchaft in ein⸗ 
gehenden Nachprüfungen feſtgeſtellt und die Ergebniſſe dieſer 
wertvollen Arbeiten veröffentlicht haben. Es geſchah Ende 
1927, Anfang 1928. Damals erkannten die anderen Berufs⸗ 
pame erft dadurch zu ihrem Erſtaunen und mit berechtigter 

eſorgnis, daß die Mehrzahl der landwirtſchaftlichen Betriebe 
mit ſchwerer wirtſchaftlicher Not kämpften und daß viele zu 
erliegen drohten, wenn ihnen nicht im wohlverſtandenen In⸗ 
tereſſe aller geholfen wurde. 


Auf Grund dieſer Erkenntnis, die dank der Bemühungen 
der geſamten Preſſe mehr und mehr in alle Schichten der Be⸗ 
völkerung drang, war es möglich, im März 1928 ein Not- 
programm, im Juli und Dezember 1929 Sollerhöhungen und 


andere Maßnahmen für die Landwirtſchaft durchzubringen 
und im März und April 1930 dieſe Hilfen weiter auszubauen. 

Die Steigerung der Intenſität dieſer Hilfsmaßnahmen 
war nötig. Denn die Lage der Landwirtſchaft hat ſich ſeit 
Anfang 1928 nicht gebeſſert, ſondern, im weſentlichen wegen 
der Preiskataſtropgen auf den agrariſchen Weltmärkten, ver- 
ſchlechtert. 

Kein Erwerbsſtand kann gedeihen, wenn die Preife feiner 
Waren oder Leiſtungen weſentlich niedriger ſind als die der 
anderen Berufe. Denn jeder muß vom anderen beziehen, und 
höhere Ausgaben bei geringeren Einnahmen zehren am Kapital. 

Es iſt ſchwer, den Preisſtand zu vergleichen. Mengen 
und andere Modalitäten ſpielen dabei eine Rolle. Gleichwohl 
laſſen ſich die Grundzüge der Entwicklung mit einiger Sicher⸗ 
heit an den Indexziffern ableſen. 

Die amtlichen Großhandelsinderziffern betrugen, 1915 
= 100 geſetzt: 


Für Agrar | Sür induſtrielle 


im geſamten 
ſtoffe 


Durchſchnitt 


Anfang Januar 1928 


[2 n 1929 159 
n paent: 1929 154,6 
Am 2. April 1930. . » 126,6 
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Schon dieje Zahlen dürften genügen, um die verſtärkten 
ſtaatlichen Anſtrengungen zur Herbeiführung einer An⸗ 
gleichung der agrariſchen Preiſe an den Geſamtindex zu 
rechtfertigen. 

Aber dieſes große Ziel find alle ſachlich Urteilenden nach 
wie vor einig. Meinungsverſchiedenheiten können für fie nur 
über die Mittel beſtehen, mit denen das Ziel angeſtrebt 
werden ſoll. 3 

Die Überzeugung, daß der Zollihug für die landwirt⸗ 
ſchaftlichen Erzeugniſſe verſtärkt werden müſſe, ſetzte ſich 
Mitte 1929 auch bei den maßgebenden Vertretern der Der- 
braucher durch. Der Aufhebung der niedrigen Getreide⸗ 
zwiſchenzölle und der ſtarken Heraufſetzung des Butterzolles 
im Juli 1929 folgte die Erhöhung der Sölle für Getreide und 
Vieh am 22. Dezember. 

Die weitere ungünſtige Entwicklung auf dem Weltmarkte, 
die Gefahr einer Überflutung Deutſchlands mit ausländiſchem 
Getreide, zwang dann zur Steigerung des Follſchutzes durch 
die Geſetze vom 26. März 1950. Das Maismonopol wurde 
geſchaffen; es foll, wie die Hölle, dem Preisſchutze des inneren 
Marktes dienen. 

Weder im Ziele noch in der Methode erfuhr die Agrar⸗ 
politik des Reiches eine Anderung durch die Geſetzgebung vom 
15. April. Den Gefahren, die der einheimiſchen Erzeugung 
durch den Weltmarkt drohen, ſoll dadurch raſcher und wirk⸗ 
ſamer begegnet werden können, daß der Regierung weit⸗ 
gehende Ermächtigungen zur Erhöhung von Söllen und zur 
Förderung der Ausfuhr agrariſcher Produkte an die Hand 
gegeben werden. 

Wenn es die Entwicklung der Preiſe oder der Wirtſchafts⸗ 
lage fordert, kann die Regierung nun die Zölle herauf- oder 
herabſetzen, ohne an Böchſt⸗ oder Mindeſtgrenzen gebunden zu 
fein. Schon in den Geſetzen vom 22. Dezember war der Re- 
gierung innerhalb gewiſſer Grenzen bei der Bemeſſung der 
Getreidezölle Handlungsfreiheit gelaſſen; die Grenzen waren 
im märz erweitert worden. 

So iſt die Freiſtellung von dieſen Bindungen nach oben 
und unten die folgerichtige Erweiterung des Ende 1929 ein⸗ 
geführten Syſtems beweglicher Sölle. 

Wie die Inderziffern zeigen, haben die Zollerhöhungen 
bisher den Erfolg nicht gehabt, den alle verantwortlichen 
Stellen durch fie anſtrebten. Die Preife der agrariſchen Pro⸗ 
duktion haben ſich auch im erſten Vierteljahr 1930 nicht ge⸗ 
hoben. Die Hilfe des Staates muß alſo verſtärkt werden, 
wenn weiter verſucht werden ſoll, den bedrohten Berufsſtand 
zu retten. 


III. 


Jeder Eingriff des Staates in die Volkswirtſchaft ift mit 
gewiſſen Gefahren verbunden. Die zentrale Beeinfluſſung 
oder Regelung der unendlich vielgeſtaltigen wirtſchaftlichen 
Lebensverhältniſſe kann Folgen nach fich ziehen, deren Maß 
und Bedeutung ſich nicht ſtets in ihrem ganzen Umfange vor⸗ 
ausſehen laſſen. 

Bei der Heraufſetzung von Follſätzen ift es im allgemeinen 
ſchon fraglich, ob ſie den erſtrebten unmittelbaren Erfolg 
haben werden. Gerade die Agrarzölle waren hierfür ein deut⸗ 
liches Beiſpiel. Preisſtürze auf dem Weltmarkte, Nachlaſſen 
der Nachfrage im Inlande können die erwarteten Wirkungen 
ganz oder teilweiſe ausgleichen. 

Andererſeits ift es jehr wohl möglich, daß Zölle Preis- 
ſteigerungen über das erwartete Maß zur Folge haben und 
damit Weiterverarbeitung und Konſum über ihre Tragfähig⸗ 
keit belaſten. 

Schon die erſten Derjuche, der Landwirtſchaft durch Zoll- 
erhöhungen zu einer Steigerung ihrer Einnahmen zu ver⸗ 
helfen, bedeuteten für die Verbraucher die Gefahr einer Steige⸗ 
rung ihrer Lebenshaltungskoſten. Dieſe Steigerung tft nicht 
eingetreten. Die Ausgaben für Ernährung betrugen, wenn ſie 
1915 gleich 100 geſetzt werden, im Dezember 1929 152,6, im 
Februar 1950 147,9. Sie lagen damit etwa 3,5 v. 1). nie⸗ 
driger als in den drei Vorjahren. Die Erhöhung der Zölle für 
agrariſche Erzeugniſſe hat alſo bis dahin auf die Ernährung 
der Maſſen keinen Einfluß gehabt. 
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Dieſe Tatſache mahnt dazu, in der Dorausjage der Wir- 
19 auch der neuen agrarpolitiſchen Maßnahmen vorſichtig 
zu ſein. 

Gleichwohl wird mit einer gewiſſen Steigerung der Er⸗ 
nährungskoſten gerechnet werden müſſen, wenn die beabſich⸗ 
tigte Hebung des Preisniveaus für Agrarerzeugniſſe eintritt. 
Deswegen ſind die geltenden Beſtimmungen ſo gefaßt, daß ſie 
einen wirkſamen Verbraucherſchutz ermöglichen. 


Zunächſt ergibt fih ihr Charakter als vorübergehende 
Maßnahmen zur Behebung außerordentlicher Notſtände daraus, 
daß die Ermächtigungen, die der Reichsregierung erteilt ſind, 
mit Ablauf des 51. März 1951 ihre Gültigkeit verlieren. Die 
Regierung wird alfo ihr Vorgehen rechtzeitig darauf ein⸗ 
richten müſſen. 


Sodann liegt in der freien Ermächtigung zur Geſtaltung 
der Holljähe die Gewähr, daß die Regierung jederzeit Aus⸗ 
wüchſe in der Preisbildung für geſchützte Nahrungsmittel 
durch Herabjegung der Hölle wirkſam bekämpfen kann. Sie 
iſt durch die geſteigerte Verantwortung gezwungen, mit 
äußerſter Sorgfalt die Bewegung der Preiſe zu überwachen. 

Bei Roggen und Weizen find die Richtpreiſe aufrecht ⸗ 
erhalten, die im Dezember 1929 feſtgeſetzt worden waren. Die 
Jahresdurchſchnittspreiſe von 250 und 260 RM. für die Tonne 
ſollen der Regierung für ihre Entſcheidung über Zollände- 
rungen einen Anhalt geben. 


Der Reichstag hat eine Entſchließung angenommen, in 
der die Regierung erſucht wird, Vorlagen für die Herab⸗ 
ſetzung von Sollſätzen zu machen, die eine unerwünſchte Der- 
teuerung verurſacht haben, wenn während der Geltungsdauer 
des Geſetzes eine Verteuerung der Ernährungskoſten nach den 
amtlichen Inderziffern von mehr als 15 Punkten eintritt. Es 
iſt nicht zu zweifeln, daß die Kegierung dieſer Entſchließung 
nachgehen wird. 

Vielleicht wird die allgemeine Abwärtsbewegung der 
Preiſe, die fih in dem Abſinken des Geſamtindex ausdrückt 
und auch auf dem Weltmarkte deutlich erkennbar iſt, eine 
mäßige Preisſteigerung der Ernährungskoſten erträglich 
machen. Wenn andere Koſten des Lebensunterhalts, insbe- 
ſondere die Ausgaben für Bekleidung und ſonſtigen Bedarf, 
ihre Abwärtsbewegung fortſetzen würden, könnten dadurch 
Preisſteigerungen auf dem Lebensmittelmarkte in etwas aus⸗ 
geglichen werden. 


Von größter Bedeutung für den Verbraucher wird es ſein, 
wie fih die Zwiſchenglieder zwiſchen ihm und dem Landwirt, 
die Müller, Händler, Bäcker, Fleiſcher, in ihrer Preisbemeſſung 
einſtellen werden. Sie können durch eine maßvolle Preis- 
politik den Verbraucherintereſſen und damit den Bedürfniſſen 
der geſamten Dolkswirtſchaft entgegenkommen, beſonders 
wenn ſie 1 find, ihren Umſatz durch Zurückführung ihres 
Nutzens auf ein möglichſt geringes Maß zu ſteigern, ſtatt auf 
großen Nutzen bei geringem Umſatz auszugehen. 


IV. 


Wie ſich die neuen Agrargeſetze auswirken werden, wird 
einmal von ihrer Handhabung durch die Regierung, dann aber 
auch von der Einſtellung aller Beteiligten zu ihnen abhängen. 
Preisbewegungen beruhen nicht nur auf realen Tatſachen, 
ſondern in hohem Grade auch auf ſtimmungsmäßigen Grund- 
lagen. Eine Teuerung kann nicht nur durch Verknappung der 
Ware, ſondern auch dadurch herbeigeführt werden, daß eine 
Preispſychoſe geweckt oder gefördert wird. Das möchte ver⸗ 
mieden werden. Lohnwellen wären die unausbleibliche Folge. 
Zu ſolchen tiefgehenden Erſchütterungen des Wirtſchafts⸗ 
lebens liegt aber mindeſtens zunächſt noch keine tatſächliche 
Veranlaſſung vor. 

Es iſt zu hoffen, daß nach der Erregung, die ſich aus der 
raſchen Folge heftiger Agrardebatten ergibt, eine ruhige und 
abwartende Beurteilung der Lage Platz greifen wird. Dann 
wird ſich gewiß zeigen, daß es der Regierung möglich ſein 
wird, in der Durchführung der neuen Geſetze die beiden 
großen Richtlinien der Wirtſchaftspolitik weiterzuverfolgen, 
die bereits 1929 aufgeſtellt und eingehalten wurden: Hilfe 
der Landwirtſchaft — Schutz dem Verbraucher. 


Oer Heimatdienft 


Aus der Arbeit der Reichszentrale für Heimatdienſt 
im vergangenen Etatsjahr. 


Don Minifterialrat Dr. Strahl, Leiter der R. f. B. 


Durch die nicht unbeträchtliche Etatsverfürzung, die im Reihs- 
haushalt des abgelaufenen Etatsjahres infolge der finanziellen Not⸗ 
lage des Keiches vorgenommen worden war, hat die Aufklärungs⸗ 
arbeit der Reichszentrale in dem zurückliegenden, am 1. April ab» 
geſchloſſenen Arbeitsjahr mit nicht unerheblichen Schwierigkeiten 
zu kämpfen gehabt. Daß es gelungen ift, die ohnedies im Ders 
gleich zu der umfaſſenden Aufgabe ſehr beſcheiden dotierte Volks⸗ 
aufklärung auf einem einigermaßen befriedigenden Stand zu halten, 
iſt im weſentlichen der ſtarken Anſpannung aller amtlichen und 
ehrenamtlichen Kräfte und namentlich wohl auch dem Umſtand zu 
danken, daß fih die Aufklärungsarbeit überall im Reih in wachſen⸗ 
dem Maße eingeführt hat und mit der tatkräftigen Hilfe zahlreicher 
behördlicher und kommunaler Stellen und der freien Verbände 
rechnen konnte. Nur dieſen Umſtänden dürfte es zu verdanken ſein, 
daß in einer Seit, in der zwar die Bedeutung der ſtaatspolitiſchen 
Aufklärungsarbeit mehr denn je erkannt wurde und die Tätigkeit 
der Keichszentrale fih in wirkſamſter Weiſe bewährt und als une 
entbehrliches Glied in dem großen Körper der politiſchen Aufklärungs⸗ 
und Erziehungsbeſtrebungen aller Art erwieſen hat, eine durch die 
Finanzlage erzwungene empfindliche Einſchränkung der Arbeit ver⸗ 
mieden werden konnte. 

Unter den obwaltenden Derhältniffen mußte allerdings das 
Druckſchriftenweſen der Reichszentrale jo ſtark wie möglich einge⸗ 
ſchränkt werden, obgleich ſelbſtverſtändlich eine reichliche Übermitt⸗ 
lung des Aufklärungsſtoffes für die Auswirkung der ſtaatspolitiſchen 
Arbeit im Lande durch Vermittlung der mitarbeitenden Organi- 
ſationen, Redner und Vertrauensleute von grundlegender Be⸗ 
deutung iſt. 

Unter den publikationen des vergangenen Jahres mag hier 
das Material erwähnt werden, das zum 10. Verfaſſungstage 1 
gegeben wurde, und ferner die zahlreichen Richtlinien über die Repa⸗ 
rationsfrage, 3. B. das Ergebnis der Pariſer Sachverſtändigenkonfe⸗ 
renz, die finanziellen Beſchlüſſe, das Geſamtergebnis und die polis 
tiſche Auswirkung der Haager Konferenz, die landwirtſchaftliche 
Votlage, die Reform der Arbeitsloſenverſicherung und dergleichen. 
Es würde zu weit führen, die einzelnen Publikationen hier aufzu⸗ 
führen, zumal fie den Leſern des „Zeimatdienſtes“ im weſentlichen 
bekannt ſind. Als eine erfreuliche Tatſache aber verdient es feſt⸗ 
gehalten zu werden, daß im vergangenen Jahre die Schriften aus 
Kreijen der Vertrauensleute und Organifationen in einem Umfang 
nachgefordert worden find, wie dies nie zuvor der Fall geweſen iſt, 
jo daß fajt für alle Publikationen über den Rahmen des normalen 
Bedarfes hinaus Nachdrucke in erheblichitem Maße notwendig ges 
worden ſind. Auflagen von 100 000 bis 150 000 Stück ſind nichts 
Ungewöhnliches geblieben. Beſonders lebhafter Anerkennung hat ſich 
auch, ſoweit der Fentralleitung Urteile zu Ohren gekommen find, 
das Mitteilungsblatt „Der Heimatdienſt erfreut, das fich immer 
mehr zu einem ausgezeichneten Übermittlungsorgan ſachpolitiſchen 
Wiſſens auf allen Gebieten entwickelt hat. Auch hier iſt die Auf⸗ 
lage in erfreulicher Weiſe geſtiegen, insbeſondere iſt der Bezug durch 
die Schulen und Inſtitute für Erwachſenenbildung nicht unerheblich 
gewachſen. Auch die Auslandsausgabe des Heimatdienftes, die Feit⸗ 
ſchrift „Deutſchland“, hat nicht zuletzt dank der Förderung der be⸗ 
teiligten Kreife, darunter auch der großen Deutfhtumsorganifationen, 
weiter gute Aufnahme gefunden. Eine Fülle von Anerkennungen, 
hauptfäclich von auslandsdeutſchen Vereinen, Miſſionen, Schulen 
sta gibt Zeugnis von der wachſenden Beliebtheit dieſer 

itſchrift. 

Was das Vortragsweſen der Reichszentrale anlangt, fo ift zus 
nächſt 30 allgemein feſtzuſtellen, def eine leichte Einſchränkung, 
die die Fahl der Deranftaltungen infolge der geringeren Mittel er⸗ 
leiden mußte, durch die geſteigerte Fahl der Teilnehmer an den ein⸗ 
zelnen Vorträgen wettgemacht worden iſt, ſo daß die Auswirkung 
gegenüber der früheren Zeit zweifellos nicht abgenommen hat. An 
größeren ſtaatspolitiſchen Lehrgängen haben im vergangenen Jahre 
in einer großen Reihe von deutſchen Mittel- und Großſtädten 51 
(im Dorjahre 55) ftattgefunden mit einer durchſchnittlichen Teils 
nehmerzahl am Einzelvortrag von 450 gegenüber 400 im Vorjahre. 
Alle wichtigen außenpolitiſchen, vor allem reparationspolitiſchen, 
ferner wirtſchafts⸗, fozial« und verfaſſungspolitiſchen Themen, die 
in die Ereigniffe des vergangenen Jahres beſondere politifche Be- 
eutung gewannen, find bei dieſen Deranftaltungen von befonders 
prominenten ſachverſtändigen Rednern behandelt worden. 

An kleineren ſtaatsbürgerlichen Bildungstagungen (Wochen- 
endtagungen) ſind im abgelaufenen Jahre 650 ſtatt 757 im Vorjahre 
abgehalten worden. Die Fahl der Teilnehmer betrug insgeſamt 
114500. Auch hier ift es erreicht worden, daß durch einen ge⸗ 
ſteigerten Durchſchnittsbeſuch von 176 Teilnehmern ſtatt 146 im 
Jahre 1929 die vorjährige Geſamtzahl von 108 000 Teilnehmern 
trotz der verringerten Deranftaltungszahl übertroffen worden iſt. 


Der Rednerſtab der Landesabteilungen, der fih wieder in viel- 
fach aufopferungsvollſter Weiſe für das Gelingen der Deranftaltungen 
eingeſetzt hat, hat überall hohe Anerkennung für die Qualität feiner 
Leiſtungen gefunden. die Themen entſprachen im weſentlichen 
denen der ſtaatspolitiſchen Lehrgänge. 

An Spezialveranſtaltungen haben die Lehrertagungen mit 84 
die Fahl der vorjährigen ſogar überſtiegen. Die Teilnehmerzahl 
hat insgeſamt 14 000 betragen. 

Ferner haben in wichtigen Induſtriezentren, wie Bochum, Eſſen, 
Köln, Krefeld, Dortmund, Da: Weimar, Breslau, Gleiwitz, 
Königsberg, gewerkſchaftliche Führerkonferenzen in Zufammenarbeit 
mit den drei großen Gewerkſchaftsrichtungen ſtattgefunden (insge⸗ 
ſamt 12) und weiter im ganzen Reih eine Reihe von Spezial- 
veranſtaltungen für Derwaltungsbeamte, Beamte der Schupo uſw. 

Einen kleinen Rückgang hat der Verleih von Lichtbildreihen 
gegenüber dem Vorjahre erlitten: er betrug 9455 ſtatt 9850. Aller 
dings iſt dabei zu berückſichtigen, daß die ſtaatspolitiſch wichtigen 
Themen eine ſtarke Zunahme gegenüber den mehr künſtleriſch⸗ 
kulturellen zu verzeichnen haben. = 

Vollkommen neu in der Methodik der Reichszentrale war die 
Wanderausſtellung „Deutſcher Lebenswille“. glich Ausſtellung, die 
aus etwa 70 Schautafeln, ſtarren und beweglichen Modellen und 
Leuchtmodellen der verſchiedenſten Art beſteht, ift im Februar erft- 
malig in Berlin gezeigt worden. Sie ift in den erſten 273 Monaten 
bereits von 25 000 Beſuchern beſichtigt worden, darunter zahlreichen 
Schulklaſſen. Das entſpricht einem Tagesdurchſchnitt van 350 Bes 
ſuchern. Eine zweite Ausfertigung ift im März von der Deutſchen 
Handelshof Akt.⸗Geſ. in Stuttgart gezeigt worden; fie wird von 
dort ihren Weg weiter in Süddeutſchland gehen. Die dritte Aus⸗ 
fertigung iſt unmittelbar nach Oſtern in Riel zur Aufſtellung ge⸗ 
langt. Mit den Ausſtellungen ſind ſtändig zahlreiche Führungen 
und ſtaatspolitiſche Vorträge verbunden worden. 

Kennzeichnend für die Arbeit des vergangenen Jahres erſcheint 
das überall in geradezu überraſchendem Maße gewachſene Intereſſe 
für eine fachliche ſtaatspolitiſche Volksaufklärung. Dies ergibt fich auch 
aus dem bisher unerreicht hohen Beſuch aller Deranftaltungen und 
namentlich aus der ſtarken Inanſpruchnahme der Reichszentrale 
durch die behördlichen Stellen und freien Organiſationen. Nicht 
nur die großen Beſtellungen und Nachforderungen auf das Schriften 
material find in dieſer Hinficht charakteriſtiſch, ſondern namentlich 
der Umſtand, daß die Nachfragen nach den ſtaatspolitiſchen Bil- 
dungsveranſtaltungen aller Art ſeitens der Derwaltungs- und 
Kommunalbehörden geradezu überraſchend zahlreich geweſen find, 
und ebenſo die Anforderungen auf Kednergeſtellung durch die pri⸗ 
vaten Organiſationen aller Art für ihre eigenen politiſchen Ders 
anſtaltungen. Während in früheren Jahren die Initiative meiſt von 
der Reichszentrale auszugehen Allee bildet ſich hier allmählich 
eine gewiſſe Umkehr der Verhältniſſe heraus, indem die Reichs ⸗ 
zentrale faſt nur noch auf Aufforderung, alſo gerufener- und er⸗ 
wünſchtermaßen, tätig zu werden braucht. Ja, mehr noch: Die Auf⸗ 
forderungen und Wünſche ſind ſo zahlreich geworden, daß es im 
Hinblick auf die ſehr beſchränkten Finanzmittel nur zum Teil möglich 
geweſen iſt, ſie zu erfüllen. 

icherlich werden die Aufgaben der Reichszentrale im om- 
menden Etatsjahr nicht geringer fein als in den früheren. Heute 
ſchon zeichnen ſich große politiſche Fragenkomplexe, insbeſondere 
wirtſchaftlicher, ſozialpolitiſcher und außenpolitiſcher Art, ab, die 
die Gffentlichkeit in der nächſten Zeit zweifellos ſtark beſchäftigen 
werden. Es ſei nur auf die tief einſchneidenden Probleme der Ge⸗ 
ſtaltung der öffentlichen Finanzen, der Verwaltungsvereinfachung, 
der Agrargeſetzgebung mit allen ihren Konſequenzen für die geſamte 
Wirtſchaft, der Oſthilfe und der Außenpolitik nach der Rheinland- 
räumung hingewieſen. 5 

Die Reichszentrale glaubt, den Beweis erbracht zu haben, daß 
es ihr in den letzten Jahren gelungen iſt, im Lande ein Faktor zur 
Verſachlichung des politiſchen Meinungskampfes zu werden. Die 
politiſchen Beſtrebungen der privaten Verbände aller Art, nicht zu- 
letzt auch der Parteien, haben durch dieſe Sacharbeit im Ergebnis 
eine weithin freundlich aufgenommene und verſtändnisvoll begrüßte 
Ergänzung erhalten. Denn ſchließlich kommt jede Hebung der ſtaats⸗ 
bürgerlichen Bildung und des politiſchen, wirtſchaftlichen und 
ozialen Perſtändniſſes allen wertvollen politiſchen Beſtrebungen, in» 
foa atenei natürlich dem Staate ſelbſt, zugute. Iſt es doch uns 
zweifelhaft die Wirkung einer ſolchen planmäßigen, parteipolitiſch 
neutralen und das Tatſächliche im politifchen Geſchehen hervor⸗ 
hebenden Volksaufklärung, ohne weltanſchauliche Meinungsver⸗ 
ſchiedenheiten zu berühren, die überflüſſige Kräftevergeudung im 
politiſchen Kampfe einzuſchränken und dazu beizutragen, das Staats⸗ 
leben mit dem Maß von Gemeinſchaftsgeiſt zu erfüllen, ohne das 
Selbſtbehauptung und Fortſchritt auf die Dauer unmöglich find. 
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Der Heimatdienft 


Der Parlamentarifche Beirat der Neichszentrale 
für Seimatdienft. 


Dem Parlamentarifhen Beirat der Reihs- 
zentrale für Heimatdienſt gehören gegenwärtig die folgenden 
Reichstagsabgeordneten an: Keichsminiſter a. D. Sollmann, 
Biedermann (S. P. D.). Prof. Dr. Spahn, Reichs bahndirektor 
Laverrenz (D. N. v. P.). Prälat Profeſſor Dr. Schreiber, 
Landesrat Ehrhardt (Zentrum). Dr. Cremer, Staatsſekre⸗ 
tär a. D. Frhr. v. Rheinbaben (D. V. P.). Reichs miniſter a. D. 
Dr. Külz, Lemmer (D. D. P.). Handwerkskammerpräſident 
Dunkel, Bömberg (Wirtſchaftspartei). Hartwig, Lambach 


(Chriſtl-Nat. Arbeitsgemeinſchaft). Schwarzer (Bayr. V. P.). 
— Der Reichs rat hat als ſtändige Vertreter im Beirat 
beſtimmt: Miniſterialdirektor Dr. Brecht, Geſandter Dr. von 
Preger, Geſandter Dr. Nebelthau. 

Su Dorjigenden hat der Parlamentariſche Beirat 
in feiner Sitzung vom 15. Dezember 1928 die folgenden Mit- 
glieder gewählt: Reichsminifter a. D. Dr. Külz, Dorfigender; 
Reichsminiſter a. D. Sollmann, ſtellv. Vorſitzender; Landes rat 
Ehrhardt, ſtellv. Dorfigender. 


Walther von der Vogelweide. 


Von Paul Fechter. 


Ein Meiſterſingerklang weht um dieſen Namen: „Herr 
Walther von der Dogelweid — Der ift mein Meiſter ge- 
weſen.“ Etwas von Muſik iſt um ihn, ein fernes Klingen, 
Sang aus den Tagen, da die deutſche Welt groß und 
leuchtend und reich ſich auswirkte in Werken, ; 
deren Ruhm noch heute die Welt überftrahlt. i 

Siebenhundert Jahre find feit dem Tode 
Herrn Walthers dahingegangen. Als er ſtarb, 
regierten die Staufer, der zweite Friedrich, 
um deſſen rätſelvolle Geſtalt noch heute kluge 
Männer dicke Bücher ſchreiben. In Bam⸗ 
berger Dom entſtanden die herrlichen früh- 
werke der Plaſtik um den Peterschor, in 
Naumburg wurden die Geſtalten der Stifter 
errichtet, jener Männer und Frauen, in denen 
die Riejenzeit Walthers und Wolframs, des 
Albertus Magnus, des Doctor universalis, 
der damals zu Köln lebte und lehrte, und des 
erſten Myſtikers, des Doctor seraphicus Jo- 
hannes Bonaventura, wie in großen Sinn⸗ 
bildern unvergänglich fortlebt. Siebenhun⸗ 
dert Jahre ſind ſeitdem vergangen: aber im 
Wert Walthers wirken diefe Jahrzehnte in 
ihrem ganzen Reichtum weiter. In feinen 
Sprüchen redet ein Mann jener unerhört 
reichen und ſtarken Zeit, ein aufrechter, 
ſtolzer und überlegener Mann; aus ſeinen Liedern ſingt 
ein Menſch, lebendig und fühlend über die Jahrhunderte 
hinweg, getragen von dem ganzen, tiefen Lebensgefühl 
ſeiner Epoche, alſo daß ſein lebendiges Empfinden allen 
Wandel der Sprache überdauert hat und noch heute aus 
den fernen und doch jo verwandten Lauten des Mittel- 
hochdeutſchen ebenſo klar zu uns ſpricht wie einſt zu 
feinen Seitgenoſſen. 5 

Drei Stationen ſind es, an die man, wenn der Name 
Walthers auftaucht, immer wieder denkt. Zuerſt ſteigt das 
Bergland Südtirols auf; 
dort im heute verlorenen 
Land, auf dem Dogel- 
weidhof bei Lajen, nach 
anderen oberhalb Goſſen⸗ 
ſaß, bei Schellenberg, wo 
ſich heute noch ein Wald 
befindet, der Dorder- und 
Nintervogelweide ge⸗ 
nannt wird, ſoll ſeine 
Wiege geſtanden haben. 
Das Beſitztum der Fami⸗ 
lie muß in jedem Fall 
ziemlich beſcheiden gewe⸗ 
ſen ſein: „Fogilweida“ 
war nach dem Sprat- 
brauch der Seit meiſt 
Name für zerſtreut liegende 


Ein Gedicht Walthers v. d. Vogelweide 
Aus der Heidelberger Liederhandſchrift 
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Walther v. d. Vogelweide 
Nach d. groß. Heidelberger Liederhandſchrift 


Weiler, Höfe oder gar Einöden im Walde. Und wenn Herr 
Walther oben im Sterzinger Walde zur Welt gekommen iſt, 
dann war er auch nicht eben reich mit Glücksgütern geſegnet; 
denn die „Vogelweide“ zahlte, wie Franz Pfeiffer feft- 
geſtellt hat, nur einen Herbſtzins von drei 
Pfund, alſo kaum den ſechſten Teil von dem, 
was andere entrichteten. — Hier im Südtiro⸗ 
liſchen war die erſte Station dieſes Lebens: 
dann wächſt als zweite, weithin ſichtbar, die 
Wartburg auf. Neben Walther tritt die Ge⸗ 
ſtalt des Mannes, der als der größte Berufs⸗ 
genoſſe jener Zeit zu ihm gehört: Wolfram 
von Eſchenbach. Der ſaß ſeit 1205 in Thü⸗ 
ringen, zu Eiſenach, am Gof des Landgrafen 
Hermann: Fu ihm ſtieß Walther, und es iſt 
kein Wunder, daß ſpäter die Sage aus dieſem 
Nebeneinander der beiden und all der andern, 
die am Hofe Hermanns auftauchten, die Mär 
vom Sängerkrieg auf der Wartburg geformt 
hat, daß Walther zuſammen mit Wolfram 
nach der Überlieferung der Meiſterſänger mit 
zehn andern Gründer der erſten Sängerſchule 
geweſen ſein ſoll. 

Und ſchließlich die dritte und letzte Sta⸗ 
tion: Franken. „Ich han min Lehen, 
al die werlt! Ich han min Lehen!“ — 
Dies Lehen, das dem Alternden nach einem unſteten Leben 
ohne Raft und Heimat wieder Boden unter die Füße gab, 
lag im Fränkiſchen, wie Wolframs Heimat Eſchenbach. Und 
hier im Fränkiſchen, = 
in Würzburg, im 7 
heute verſchwundenen 
Luſamgärtlein zwi⸗ 
jhen Dom und 
Neumünſter, hat er 
auch die letzte Ruhe⸗ 
ſtätte gefunden, die 
noch heute die hüb⸗ 
ſche Sage umſchwebt, 
daß nach dem letz⸗ 
ten Willen des 
toten Dichters auf 
ſeinem Grabſtein täg⸗ 
lich den Vögeln Brot 
und Waſſer ge⸗ 
geben werden ſollte. 
Aber die Chorherren 
von Neumünſter hat⸗ 
ten es für beſſer ge⸗ 
halten, an Stelle 
der Gabe für die 
Vögel weniger poe⸗ 
tiſch eine Semmel- 
ſtiftung treten zu laſſen 


— 


Vatzenhäuſel in Bozen 


Der Heimatdienſt 


— . — — — 


und nur noch an ſeinem Geburtstag bei eine 
nach feinem Tode die frommen Väter, gegen di 
Willen des Sängers den Sieg davontrugen. — 


Der obere Vogelweldhof bei Bozen, 


das im ſtillen Würzbur⸗ 
ger Kreuzgang die letzte 
Ruheftätte fand. Walther 
von der Vogelweide hat 
zeit ſeines Lebens das 
Daſein des fahrenden 
Sängers geführt, wie es 
bunter kaum gedacht wer⸗ 
den kann. Man trifft ihn 
in Wien bei dem Baben- 
berger Herzog, ſpäter nach 
deſſen Tod bei Philipp 
von Schwaben, dann bei 
Otto dem Vierten, bei 
Kaiſer Friedrich. Beim 
Thüringer Landgrafen iſt 
er und in Meißen, er lebt 
in Bayern und Kärnten 
an den Höfen der Für⸗ 
ſten, zieht zwei Jahre vor 
ſeinem Tode nach Italien, 
taucht in Frankreich, im 


die wahrſchelnliche Heimftätte Walthers v. b. Vogelweide öſtlichen Giterreich, im 


Eiſenach, Wartburg 


voll Gefühl für Recht und 
Freiheit, gegen alles Der- 
ſteckte, Verkehrte, Unfreie 
und Falſche. Man hat ihn 
nicht mit Unrecht die öffent- 
liche Meinung der Zeit um 
1200 genannt: Er hat in 
einem harten, ſtarken und 
rauhen Jahrhundert gezeigt, 
wie ftar? trotz allem die 
Macht des Geiſtes ſein kann, 
wenn ſie von einem uner⸗ 
ſchrockenen, aufrechten Men⸗ 
ſchen geübt wird. 

Darüber hinaus war er, 
getragen von der großen gei⸗ 
ſtigen und Gefühlswelle jener 
Seit um den Beginn des 
15. Jahrhunderts der erſte, 
in dem die deutſche Seele jen⸗ 
ſeits des Tages und endlich 


nördlichen Deutſchland 
auf. Ein fahrender ift 
er, ein Dagahund, zuwei⸗ 
len faſt ein Bettler, dem 
ein reiſender Biſchof ein⸗ 
mal im Winter eine 
Handvoll Geld ſchenkt, 
damit er ſich einen Pelz⸗ 
rock beſchaffen kann. Aber 
dieſer Fahrende iſt zu⸗ 
gleich eine Macht, ein 
geiſtiger Faktor, mit dem 
auch die Großen der Zeit 
rechnen müſſen. Walther 
von der Vogelweide war 
nicht nur der größte Ly⸗ 
riker deutſcher Zunge vor 
Goethe: er war ein 
Kämpfer, ein aufrechter 
Mann voll tiefen, ſtarken 
Gefühls für ſein Land, 


m großen Semmeleſſen Herrn Walthers zu 
e er in ſeinem Leben ſo oft angekämpft i ‚den 
Denn es war ein unftetes, aber es war auch ein kriegeriſches Leben, 


gedenken. Alſo daß noch 
hatte, über den freundlichen 


Wartburg, Hof 


erhalten. Bei Walther von 
der Vogelweide lebt jenſeits 
aller Politik ſchon alles Ge⸗ 
fühlsgut, das bis heute 
Eigentum der deutſchen Lyrik 
iſt: Sogar die Landſchaft 
beginnt bei ihm zu ſprechen 
— zum erſtenmal ſeit den 
Tagen der Nonne von 
Gandersheim. Eine unend⸗ 
liche Fülle von Dichtung 
blühte aus dieſem Vaganten⸗ 
leben, das männlich getragen 
wurde und an deſſen Ende 
doch die melancholiſch tra- 
giſchen Verſe ſtanden: „O 
we, war ſint verſwunden, 
alliu miniu jar! — iſt mir 


min leben getroumet oder iſt 


es ward“ Über ſieben Jahr- 


an der Neumünſterkirche in Würzburg, 2 2 
der das ee eee von der — im Snfamgärttein umſchließßt hunderte tönen dieſe Verſe 

: k zu uns herüber, wunderlich 
begann. Noch heute wandert ſein „Unter der Linden auf verſchlungen mit dem Lied von der Linde und dem „Schuone 
der Heiden“ lebendig wie nur je durch unſere Welt: noch ſang die Nachtigall“. Das erfüllte Daſein eines großen 
heute find feine Strophen, die die lebendige Beziehung zur Menſchen liegt dazwiſchen, wert, daß man heute und nicht 
deutſchen Sprache der gotiſchen und vorgotiſchen Zeit aufrecht⸗ nur heute feiner gedenkt. 


wieder in deutſchen Worten, 
deutſchen Verſen zu klingen 
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Die Entwicklung der deutſchen Gewerkſchaftsbewegung. 


Don Regierungsrat Dr. Joachim Fiſcher. 


Die Verbände der Arbeitnehmer, die Gewerkſchaften, find längſt 
hinausgewachfen über ihre urſprüngliche Aufgabe, durch Verhand⸗ 
lungen mit dem Arbeitgeber, äußerſtenfalls durch Arbeitskampf die 
Lohn- und Arbeitsbedingungen zu verbeſſern und ihren Mitgliedern 
in der Organiſation durch Unterſtützungskaſſen uſw. einen Rid- 
halt bei den Wechſelfällen des Lebens zu bieten. In den Jahr- 
zehnten vor dem Kriege vielfach durch Geſetz 
und Behörden unterdrückt, haben ſie ſich doch 


ſchloſſenen Verbände ging infolge der Konzentration von 58 auf 35 
zurück, die Fahl der Sweigvereine von 15052 auf 15810. Die fo- 
genannten Eigenbetriebe der freien Gewerkſchaften — z. B. der 
Derband ſozialer Baubetriebe, die Arbeiterbank, die eigenen Der- 
ſicherungsunternehmungen wie die „Volksfürſorge“ und die „Eigen⸗ 
hilfe“, die Derlagsgefellfchaft uſw. — entwickelten fih günſtig. So 
beſchäftigten die dem Verband fozialer Bau- 
betriebe angehörigen Bauhütten im Jahres- 


immer ſtärker durchgeſetzt und ſich — nament⸗ 
lich während des Krieges — eine zunehmende 
behördliche Anerkennung errungen. Seit der 
Staatsumwälzung, die die Gewerkſchaften 


Der Deutsche Beamtenbund 


Mitgliederzahlen bei den einzelnen Gruppen in 1000 
Insgesamt rund 1050 000 Mitgl. 


durchſchnitt 1928 17 900 Perſonen, und der 
Umſatz der Arbeiterbank ſtieg von 1,55 Mil- 
liarden RM. im Jahre 1927 auf 2,056 Mil- 
liarden RM. im Jahre 1928. 


VCC bandes der (en ewe 
5 8 i ewerkſcha 

ſtaunlichen Aufſchwung genommen. Heute ELLE 94 Deutſchlands, der Arbeiterfäule des D. G. B., 
umfaßt das Wirkungsgebiet der Gewerk⸗ Länderbeamte hat im Jahre 1928 einen Zuwachs von 


ſchaften das geſamte arbeitsrechtliche, wirt- 
ſchaftliche und er Seben der Nation in 
einer Weiſe, daß es daraus nicht mehr weg- 
gedacht werden kann. Es greift aber über 
die Grenzen des eigenen Landes hinaus und 
ſtellt einen wichtigen Faktor für die Ju- 
ſammenarbeit der Völker dar. 

Seit in dieſen Blättern das letztemal 
über die deutſche ee z 
berichtet worden ift („Heimatdienſt“ 1927, 

Seite 192), ift eine 1 5 Aufwärtsentwick⸗ Bahnbeamte 
lung der Gewerkſchaften zu verzeichnen, die D AD e AD C 
bis in die letzte Zeit hinein angehalten hat. 
Allerdings konnten fie den Höchſtbeſtand an 
Mitgliedern, den ſie kurz nach der Be⸗ 
gründung der Republik im Jahre 1920 
mit faſt 11 Millionen Köpfen aufzuweiſen 
hatten, noch nicht wieder erreichen. Die 
Mitglieder abnahme, die nach 1920 im 


Postbeamte 


Polizeibeamte 
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45 784 Mitgliedern auf 763 845 Mitglieder 
erfahren. Demnach war das Wachstum der 
chriſtlichen Gewerkſchaften im Derhältnis 
ſchwächer als das der freien Gewerkſchaften; 
bei den letzteren machte der Mitglieder 
zuwachs 10,2 v. ., bei den chriſtlichen 
6,1 v. Z. aus. Die Mitgliederzahl der chriſt 
lichen Gewerkſchaften betrug 1928 etwas mehr 
als ein Siebentel derjenigen der freien Ges 
werkſchaften. Eine Überſicht über die Der- 
m teilung der Mitgliederzahlen der Chriſtlichen 
tD. 1 Gewerkſchaften auf die einzelnen Bezirke 

zeigt, daß das Rheinland mit rd. 190 000 
Mitgliedern und weſtfalen mit rd. 146 000 
Mitgliedern die Landesteile ſind, in denen 
die chriſtlichen Gewerkſchaften am ſtärkſten 
vertreten ſind. Sehr weit dahinter ſteht 
der überwiegend landwirtſchaftliche Bezirk 
Bayern mit rd. 71 000 Mitgliedern. — Die 
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Gefolge der inneren Wirren, der Jn- 
flation und der Wirtſchaftskriſen bis 
zum Jahre 1926 anhielt und die bei den Arbeitern etwa 50 v. Ñ. 
des urſprünglichen Beſtandes ausmachte, ift aber einer ſtändigen 
kräftigen Funahme gewichen. Dieſe Funahme iſt, wenn auch in 
ungleichem Ausmaße, bei den drei großen Gewerkſchaftsrichtungen 
u beobachten, nämlich bei den im Allgemeinen Deutſchen Gewerk⸗ 
ſchaftsbund (A. D. G. B.) zuſammengeſchloſſenen freien (dem Sozia⸗ 
lismus zuneigenden) Gewerkſchaften, bei 
den chriſtlichen Gewerkſchaften, die ihren 
Spitzenverband im Deutſchen Gewerkſchafts⸗ 
bund (D. G. B.) haben und bei den im 
Gewerkſchaftsring deutſcher Arbeiter-, UAn- 
geſtellten⸗ und Beamtenverbände verbun⸗ 
denen freiheitlich nationalen Verbänden. 
Der erſtgenannte Spitzenverband umfaßt nur 
Arbeiter, ſteht aber mit dem Allgemeinen 
freien Angeſtelltenbund (der ſog. Afa) in 25 
einem Kartellverhältnis. Insgeſamt dürften 20 
alle Gewerkſchaftsverbände zur Feit etwa 27 
7% bis 8 Millionen Mitglieder zählen. 28 
Geht man von den Zahlen über die vers 
ficherte Bevölkerung aus, fo ergibt fih, daß 
etwa jeder dritte Arbeitnehmer in Deutſch⸗ 
land organifiert ift. 
k Über die Entwicklung, den Aufbau und 
die Tätigkeit der Verbände im Jahre 1928 
geben ihre gegen Ende des Vorjahres er- 
8 Jahrbücher einen guten Überblick. 
anach find im Jahre 1928 die Mitglieder ⸗ 
zahlen des A. D. G. B. um rund 10,2 v. H. 
auf 4,86 Millionen geſtiegen, obwohl in der 
zweiten Hälfte des Jahres 1928 eine ſehr 
fühlbare Derjchlechterung des Arbeitsmarktes 
eintrat, die erfahrungsgemäß dem Auf- 
ſtieg der Mitgliederzahlen ungünſtig Je 
Die Beitragseinnahmen betrugen nicht 


3 grosse Wirtschaftsunternehmen 
der freien Gewerkschaften 


Verband sozialer Baubetriebe (Umsatz) 
44 


Arbeiterbank (Einlagen am Ende des Jahres) 


Einnahmen des Gefamtverbandes betrugen 
im Jahre 1928 24,6 Millionen RM., gegen 
20,8 Millionen RM. im Jahre 1927. Don den Gefamtausgaben, 
die 1928 insgeſamt 18,5 Millionen Rm. betrugen gegen 13,8 Mil- 
lionen RNT. im Jahr vorher, entfallen auf Arbeitskämpfe 4,8 Mil- 
lionen RM. und auf ſoziale Unterſtützungen rd. 4 Millionen AM. 
Auf den Kopf des Mitgliedes betrugen die Beitragseinnahmen 
51,50 RM. gegen 44 RM. bei den freien Gewerkſchaften. Auch 
die chriſtlichen Gewerkſchaften unterhalten 
in ſtarkem Ausmaß Eigenbetriebe. 

Der dritte Arbeiter⸗Spitzenverband, der 
Verband der Gewerkſchaften Deutſchlands 
(Hirſch⸗Dunckerſche Verbände) tritt in feiner 
zahlenmäßigen Bedeutung gegen die beiden 
anderen Richtungen weit zurück. Seine Mit- 
gliederzahl dürfte 1928 etwa 170 000 be⸗ 
tragen haben. 

Unter den Spitzenorganiſationen der An- 
geſtellten hatte der Afa-Bund am 1. Januar 
1929 eine Mitgliederzahl von 421 000 Mit- 
gliedern, der zum D. G. B. gehörende Geſamt⸗ 
verband Deutſcher Angeſtellten⸗Gewerkſchaf⸗ 
ten, dem auch der bekannte Deutſchnationale 
Handlungsgehilfenverband mit damals etwa 
547 000 Mitgliedern angeſchloſſen ift, zählte 
etwa 500 000 Mitglieder. der Gewerk ⸗ 
ſchaftsbund der Angeſtellten ſchließlich, der 
zum Gewerkſchaftsring gehört, umfaßte 1928 
etwa 302 000 Mitglieder. Bei der zahlen ⸗ 
mäßigen Entwicklung der Angeſtelltenver⸗ 
bände ſpielten naturgemäß die ſtrukturellen 
Veränderungen der deutſchen Volkswirt⸗ 
ſchaft, die eine ſtarke Vermehrung der An⸗ 
geſtellten im Gefolge hatten, eine bedeutſame 
Rolle. — Auf die vielſeitigen Selbſthilfe⸗ 
einrichtungen der Angeſtelltenverbände (Stel⸗ 
lenvermittlung, Unterſtützungskaſſen, €r- 
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weniger als rd, 222 Millionen RM., die 
Ausgaben rd. 190 Millionen RM., was 
eine Steigerung um etwa 60 Millionen RM. 
bedeutet. 
AUrankenunterſtützungen, wurden etwa 62,5 Millionen RM., für 
Arbeitskämpfe 32 Millionen RM. ausgegeben. Die Beitragsein- 
nahme betrug je Mitglied 44 RM. Die Tendenz zur Bildung von 
Induſtrieverbänden an Stelle der reinen Berufsverbände machte ſich 
auch 1928 ſtark geltend. die Zahl der dem A. D. G. B. ange⸗ 
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gegen das Jahr 1927 
Für Unterſtützungen, insbeſondere für Arbeitsloſen⸗ und 


holungsheimen uſw.) fei in dieſem Ju- 
ſammenhang wenigſtens hingewiefen. 

Noch ein paar Worte über die internationalen Zuſammen⸗ 
ſchlüſſe der Gewerkſchaften. Die freien Gewerkſchaften find im Jn- 
ternationalen Gewerkſchaftsbund (J. G. B.), der ſeinen Sitz in 
Amſterdam hat (der ſog. II. Internationale), zuſammengeſchloſſen. 
Dieſer J. G. B. zählte Anfang 1929 etwa 13,6 Millionen Mit- 
glieder. An der Spitze marſchiert Deutſchland mit über 5 Mil- 
lionen freien Gewerkſchaftlern; es folgt ſodann England mit etwa 
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5,2 Millionen, in weiterem Abſtand Frankreich mit 766 000 Mit- 
gliedern. Rußland fehlt ganz im J. G. B. Auch die außereuro⸗ 
päiſchen Gewerkſchaften ſind im J. G. B. nur ſchwach vertreten, 
insbeſondere gehören die amerikaniſchen und mexikaniſchen Ge⸗ 
werkſchaften nicht dazu. Die chriſtlichen Gewerkſchaften haben vor 
kurzer Zeit ſich gleichfalls international zum Internationalen Bund 
der chriſtlichen Gewerkſchaften zuſammengeſchloſſen. Ihr Verband 
hat feinen Sitz in Utrecht in Holland, wo die i Gewerk ⸗ 
ſchaften, die in den anderen Ländern verhältnismäßig ſchwach ver⸗ 
treten find, feſten Fuß gefaßt haben. Die Geſamtmitgliederzahl 
des „Internationalen Bundes“ dürfte etwa zwei Millionen be⸗ 


tragen. — Außerdem beſtehen zahlreiche internationale Berufs- 
ſekretariate, ſowohl der freien wie der chriſtlichen Richtung, die die 
Intereſſen der einzelnen Berufsverbände wahrnehmen. Auch die 
Angeſtelltenverbände freiheitlich⸗nationaler Richtung find internatio- 
nal organiſiert im Verband neutraler Angeſtelltenorganiſationen. 
— Erwähnt fei ſchließlich die kommuniſtiſche Gewerkſchafts-Inter ⸗ 
nationale, der hauptfächlich die ſowjetruſſiſchen Gewerkſchaften 
angehören. 

In dieſen internationalen Fuſammenſchlüſſen liegt natürlich 
eine wertvolle Pionierarbeit für die Bölkerverſtändigung. So 
ſtellen die Gewerkſchaften Bilfstruppen des Völkerfriedens dar. 


Die Lage im Kohlenbergbau. 


Don Heinrich Löffler. 


Der deutſche Kohlenbergbau leidet zur Zeit unter einer 
ſcharfen Abſatzkriſe, im Gegenſatz zum vergangenen Frühjahr. 
Sie ging von der allgemeinen Depreffion in der Wirtſchaft 
aus und wurde durch den ſehr milden Winter verſchärft. Im 
Jahre 1929 erzielte der deutſche Kohlenbergbau einen Förder⸗ 
höhenrekord. Wie wird es 1930 fein? ‚seit dürfte ſchon jetzt 
ſtehen, daß Abſatz und Produktion des Jahres 1929 weit 
unterſchritten werden. Mit 163,45 Millionen Tonnen Stein⸗ 
kohle und 
1929 die bisher höchſten Förderziffern innerhalb der jetzigen 
Staatsgrenzen und ohne Saarbergbau erreicht. Der Stein- 
tohlenbergbau überſchritt die Förderung von 1915 um 
22,6 Millionen Tonnen und der Braunkohlenbergbau um 
87,2 Millionen Tonnen. Aus ſeiner Kohlenförderung in 1929 
erzeugte der Steinkohlenbergbau 38,55 Millionen Tonnen 
Koks und 5,5 Millionen Tonnen Briketts und der Braun⸗ 
koglenbergbau 42,26 Millionen Tonnen Braunkohlenbriketts. 
Koks und Braunkohlenbriketterzeugung ſtanden 1929 eben⸗ 
falls auf einer noch nicht erreichten Höhe. Den Kofereien des 
Steinkohlenbergbaues ſchließt fih die Gasgewinnung und fort- 
ſetzend eine ausgedehnte chemiſche Induſtrie an. Ammoniak, 
Benzol und Teer find in der Hauptſache Erzeugniſſe des 
Steinkohlenbergbaues. Die Veredlung der bergbaulichen 
Produktion, bis hinauf zum hochwertigen Medikament, macht 
immer weitere Fortſchritte, ſeitdem ſich die Erkenntnis durch⸗ 
gerungen hat, daß die Kohle nicht nur zum Der» 
brennen da iſt. 

Wenn auch nur eine kurze Betrachtung über die deutſche 
Kohlenwirtſchaft geſchrieben werden ſoll, dann iſt es doch er⸗ 
e des deutſchen Kohlenaußenhandels in 

ieſem Sufammenhang zu gedenken. Nach den Angaben des 
Statiſtiſchen Reichsamts wurden in 1929 eingeführt — nach 
dem Heizwert auf die Einheit Steinkohle umgerechnet — 
10,5 Millionen Tonnen Kohle mit einem Geſamtwert von 
213 Millionen RM. Dieſer Einfuhr ſtand die Ausfuhr mit 
45 Millionen Tonnen Kohle — ebenfalls nach dem Heizwert 
auf Steinkohle umgerechnet — mit einem Geſamtwert von 
860,2 Millionen R. gegenüber. Die deutſche Kohlenaußen⸗ 
bandelsbilanz war demnach in 1929 mit 650 Millionen 
RM. aktiv. Die Kohlenlieferungen auf Reparations konto find 
in den Ausfuhrzahlen mit enthalten. Die diesbezüglichen Be⸗ 
ſtimmungen des Derfailler Vertrages ſind übrigens am 
10. Januar 1930 erloſchen. Die belgiſch⸗franzöſiſch⸗ialieniſche 
Kohlenbedarfsdeckung, die zum Teil aus deutſchen Repara⸗ 
tionslieferungen erfolgte, ſteht nunmehr unter dem Seichen 
des freien Wettbewerbs der europäiſchen Kohlenüberſchuß⸗ 
ſtaaten Deutſchland, England und Polen. In England, das 
Man nicht als unſchuldig an den Beſtimmungen des Verſailler 
Vertrages bezeichnen kann, freut man ſich, daß die deutſchen 
Kohlenzwangslieferungen nicht mehr praktiſch ſind. Man 
hofft dort auf den Märkten in Belgien, Frankreich und 
Italien durch den freien Wettbewerb größeren Abſatz zu 
inden wie bisher. Das gebietet dem deutſchen Bergbau höchſte 
ufmerkſamkeit, um ſeine Konkurrenzfähigkeit zu behaupten. 

In 1929 hat der deutſche Inlandsfohlenverbrauc die 
bisher höchſten Ziffern erreicht. Nach dem Heizwert auf 
Steinkohle umgerechnet, betrug er im Monatsdurchſchnitt 
14,025 Millionen Tonnen gegen 15,119 Millionen Tonnen 
in 1928 und 12,525 in 1915. Die Derbrauchszahlen beziehen 
ſich auf das jetzige Staatsgebiet und ohne das Saarbecken. 
Beachtenswert iſt, daß der Verbrauch des letzten vollen Vor⸗ 


174,45 Millionen Tonnen Braunkohle wurden 


kriegsjahres nicht unweſentlich überfchritten wurde trotz 
großer Umſtellungen im Kraftſtoffverbrauch und der Energie- 
erzeugung. Der ſtrenge Winter in 1928/29 hat natürlich den 
Kohlenverbrauch auch erhöht, genau fo wie der milde Winter 
von 1929/50 den entgegengeſetzten Einfluß ausübt. 

welchen Einfluß die Wirtſchaftsdepreſſion und der ver- 
gangene milde Winter auf den Abſatz des Kohlenbergbaues 
und damit auf die Produktion und den Beſchäftigungsgrad 


nehmen, das offenbaren am beſten die Wagengeſtellungsziffern 


der Reichsbahn für den Kohlentransport. Im Januar 1950 
herrſchte noch Ungewißheit darüber, wie der Winter ſich ein- 
ſtellen würde, und der Kohlenabſatz konnte daher mit „gut“ 
zenſiert werden. Als aber dann der milde Februar ſeinen 
Einzug hielt und die allenthalben gefüllten Kohlenlager nicht 
abgerufen wurden, ſetzte plötzlich eine ruckartige Abſatzſtockung 
ein. Die Wagengeſtellungszahlen der Reichsbahn machen dies 
klar. Es wurden in Einheiten zu 10 Tonnen für den Kohlen- 
transport geſtellt: 


ür den 


$i 
een | Steintohlenbergbau 


Für den 
Braunkohlenbergbau 


Im Februar 1929 12 359 
Im März 1929 17 988 
Im Februar 1080 11359 
Im März 1930 10 481 


Dieſe Zahlentafel ergibt, daß im Februar 1950 für den 
Steinkohlenbergbau 12700 Sehntonnenwagen = 27,8 v. H. 
je Arbeitstag weniger benötigt und geſtellt wurden wie in 
demſelben Monat des Vorjahres. Im März 1950 waren es 
15 529 = 32,4 v. H., weniger wie im März 1929. Für den 
Braunkohlenbergbau waren es im Februar 1950 rund 6000 
Sehntonnenwagen = 34,5 v. H. weniger wie im Februar 1929 
und 7507 = 41,7 v. B. im März 1950 weniger wie im gleichen 
Monat des Vorjahres. Daß die Abſatzſtockung im Braun- 
kohlenbergbau verhältnismäßig am ſtärkſten ift, erklärt fich 
aus der Tatſache, daß das Braunkohlenbrikett in der Haupt- 
jache ein Hausbrandfeuermittel ift. In den Zahlen der Wagen- 
geſtellung kommt die Abſatzkriſe, unter welcher der Kohlen- 
bergbau zur Zeit leidet, kraß zum Ausdruck. Viele Millionen 
Tonnen Kohle werden auf Halden geſtürzt, Feierſchichten 
werden ohne Fahl eingelegt, um die Produktion zu droſſeln, 
und Arbeiterentlaſſungen werden vorgenommen. Aus dem 
Ruhrbergbau wird gemeldet, daß dort vom 29. Dezember 1929 
bis 5. April 1950, um die Kohlenproduftion einzuſchränken, 
2 405 559 Feierſchichten eingelegt wurden. Bei dem tatſäch⸗ 
lichen Barverdienſt von 8,98 RM. je Mann und Schicht ent⸗ 
ſtand dadurch ein Geſamtlohnverluſt in der vorgenannten Zeit 
von 21,6 Millionen Rm. Im Durchſchnitt des Monats Ja- 
nuar betrug die bergmänniſche Belegſchaft des Ruhrgebiets 
361 859 Mann und im März nur noch 546 056. In Weft- 
oberſchleſien ift die bergmänniſche . Goak von 60 402 
Mann im Januar auf 52 081 Mann im März zurückgegangen. 
In den beiden größten Bergbaurevieren ſind alſo innerhalb 
von zwei Monaten 24 124 Bergarbeiter zur Entlaſſung ge⸗ 
kommen. Daß die Bergarbeiter allgemein unter der gegen⸗ 
wärtigen Abſatzlage ſchwer zu leiden haben, iſt ganz offenbar. 
Es muß dringend gehofft werden, daß ſie ſich bald zum 
Beſſeren wendet. So ſcharf ſich dieſe Abſatzkriſe auch zur Zeit 
ausdrückt, ſo muß doch feſtgeſtellt werden, daß ſie von der all⸗ 
gemeinen Wirtſchaftsdepreſſion und dem milden Winter aus- 
geht und es daher unſinnig wäre, von der ſterbenden Kohle zu reden. 
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Völkerbund als Volksbewegung. 


Don Dr. 8. Kirchhoff, Geſchäftsführer der Deutſchen Liga für Völkerbund. 


In Deutſchland iſt der Völkerbund noch weit davon ent⸗ 
fernt, die Herzen des Volkes zu bewegen. Zwiſchen dem 
Völkerbund und dem deutſchen Einzelmenſchen fehlt der Kon- 
takt. Noch iſt der Völkerbund in Deutſchland unpopulär. 

Im Ausland vergißt man oft, daß wir erſt 1926 in den 
1920 gegründeten Bund eingetreten ſind. Vorher hatten wir 
uns um dieſe Organiſation, von der uns nichts Freundliches 
widerfahren war, nur wenig bekümmert, und wenn der Name 
Völkerbund in der Gffentlichkeit fiel, jo ſicherlich in Der- 
bindung mit dem Gedanken an das Derfailler Friedensdiktat. 
Wir jahen im Völkerbund ein Inſtrument zur Fortſetzung der 
Rachepolitit mit anderen Mitteln. Wir waren nicht Mit- 
begründer des Völkerbundes, auch nicht aufgeforderte Mit- 
glieder, wir wurden ſogar trotz Aufnahmeantrages nicht als 
Mitgliedſtaat zugelaſſen. Auch die deutſche Preſſe begann erſt 


1926, nach Locarno, mit Deutſchlands Eintritt, dem Genfer 


Bunde lebhafteres Intereſſe zuzuwenden, nachdem ſie bis 
dahin nur felten und kurz auf feine Arbeiten eingegangen war. 

So kommt es, daß in Diskuſſionen über Fragen des 
Völkerbundes, beſonders bei der Behandlung von Teilpro- 
blemen, häufig eine bedenkliche Unkenntnis der Aufgaben und 
Bedeutung des Bundes zutage tritt. Reichstagsverhandlungen, 
Agrarprogramm und Finanzreform ſind populäre Themen. 
Steuervorſchläge werden eifrig debattiert. Daß aber die 
Steuerfragen in engſtem Sufammenhangmit 
den Reparationsfragen ſtehen, wird oft nicht be⸗ 
achtet. Und nicht einmal die primitive Tatfache ift in aller 
Bewußtſein, daß der Völkerbund mit feinen Rats- 
ſitzungen und durch die häufigen perſönlichen Ausſprachen 
zwiſchen den Leitern der Geſchicke der großen Staaten die 
Plattformgibt, auf der über Exiſtenzfragen, 
die jeden von uns angehen, verhandelt wird. 


Schon lediglich die Bedeutung des Völkerbundes als 


Baſis für eine Umwandlung des Derfailler Diktates in neue, 
durch Verträge allmählich nach freier Entſchließung der Kon- 
trahenten zu geſtaltende Beziehungen der Staaten unterein⸗ 
ander würde die deutſche Mitarbeit und ein Intereſſe der 
breiten deutſchen Offentlichkeit rechtfertigen. Tatſächlich 
liegen aber weitere große Aufgaben im Arbeitsprogramm des 
Völkerbundes, die ebenfalls jeden einzelnen berühren. Die 
internationale Regelung der Arbeits bedingungen, 
die das Genfer Arbeitsamt, eine der wertvollſten Organiſa⸗ 


tionen des Völkerbundes, beſchäftigt, die Tätigkeit der Wirt- 


ſchaftsabteilung, die fih bemüht, einen Follfrieden zur Erleich⸗ 
terung und Verbilligung des internationalen Warenaus⸗ 
tauſches durchzuſetzen, die Seuchen bekämpfung der 
Hygieneabteilung und der Austauſch der Geiſteswerte, den die 
Organiſation für internationale geiſtige Fuſammenarbeit an- 
ſtrebt, alle dieſe Arbeiten kommen dem einzelnen in ihren 
ſchließlichen Auswirkungen zugute. 

Die Allgemeinheit wiederum muß die Tätigkeit des 
Völkerbundes, als des Hüters des Weltfriedens, der in feiner 
Satzung die Garantie für die Abrüſtung aller feiner Mit- 
glieder übernommen hat, einer ſtändigen kritiſchen Beob⸗ 
achtung unterziehen. Die Allgemeinheit muß dafür Sorge 
tragen, daß der Völkerbund durch Mitleben mit der Zeit als 
verantwortungsbewußtes Organ der Allgemeinheit ſeiner 
Aufgabe im Rahmen feiner Satzung gerecht wird, daß er auf⸗ 
keimende Konflikte in ihrer friedenſtörenden Wirkung er⸗ 
kennt, den Urſachen mit objektiver Sachlichkeit nachgeht 
und auch von ſeinem ſatzungsmäßigen Recht, ſogar auf die 
Unhaltbarkeit vertraglicher Bindungen hinzuweiſen und für 
Abhilfe zu ſorgen, Gebrauch macht. Endlich, die Regie⸗ 
rungen allein können den Dölkerbund nicht vorwärts 
treiben. Als Regierungsbund wird der Dölker- 
bund niemals eine Seele bekommen, erft eine 
Volksbewegung kann ihm Lebengeben. 
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„Möglichkeiten für 


Das erſte Land, das diefe Notwendigkeit einer feelifchen 
Verbindung zwiſchen Volk und Völkerbund erkannt hat, ift 
England. In kurzer Zeit hat ſich dort eine Bewegung ent⸗ 
faltet, die an unſeren früheren Flottenverein erinnert. Eine 
Million Einzelmitglieder ſcharen fih um die engliſche Völker⸗ 
bundliga, die League of Nations Union. Dieſe Organiſation, 
die ſich aus allen Parteilagern und aus allen ſozialen Schichten 
zuſammenſetzt, will neben die jetzige Organiſation der Regies 
rungen in Genf ein freies Parlament der Völker ſetzen, ir 
dem die Delegierten aller Völker, nicht nur der Staaten, fon- 
dern auch der Nationen einſchließlich der nationalen Minder⸗ 
heiten im großen Intereſſe der Allgemeinheit die Geſchicke der 
Welt betreuen ſollen. Nach dem Muſter der engliſchen Liga 
haben ſich gleiche Organiſationen in allen Staaten der Erde 
gebildet. Sie alle haben ſich zuſammengeſchloſſen zu einem 
internationalen Verband, der PDölkerbund⸗Ligenunion in 
Brüſſel, dem erſten Parlament der Nationen. Dieſer Der- 
band, der einmal jährlich in Plenarſitzung mit je 10 bis 
20 Delegierten aus 55 Staaten und von etwa 20 Minderheits⸗ 
organiſationen und dreimal jährlich in Kommiſſionsſitzungen 
und Exekutivausſchüſſen tagt, verhandelt über alle Gebiete, 
die mit dem Völkerbund in irgendeinem Fuſammenhang ftehen. 


Deutſchland ift mit der Deutſchen Liga für Völkerbund 
in dieſem Weltvolksverein vertreten. Auch die Deutſche Liga 
umfaßt im Dorftand, Präſidium und Mitgliederkreiſe alle 
Parteien und Schichten. Mit ihren etwa 5000 Einzelmit⸗ 
gliedern kann ſie ſich jedoch nicht mit ihrer engliſchen 
Schweſtergeſellſchaft meſſen. Sie verfolgt mit den ihr zur 
Verfügung ftehenden Mitteln zunächſt einmal eine ſachgemäße 
Vertretung der deutſchen Intereſſen in der Ligenunion, durch 
die Vorbereitung der Sitzungen, durch Fachkommiſſionen, 
durch Vorbereitung von Reſolutionsentwürfen und Begrün⸗ 
dungen in fremden Sprachen und Abordnung ſachkundiger 
Delegationen zu den internationalen Tagungen. 


In der weiteren größeren Aufgabe hat die Deutſche Liga 
für Völkerbund noch nicht ihrer engliſchen Schweſter folgen 
können: eine deutſche Volksbewegung für Dölferbundarbeit 
wachzurufen. Solange aber in Deutſchland nicht die Not⸗ 
wendigkeit einer deutſchen aktiven Völkerbundpolitik allgemein 
anerkannt und das Intereſſe hierfür in allen 
Dolkskreiſen erwacht ift, kann auch von einer Mitarbeit 
des deutſchen Polkes in der parlamentariſchen Dölfer- 
bewegung, wie ſie die Ligenunion ausübt, nicht die Rede ſein. 

Nun läßt ſich eine derartige Intereſſenahme der All⸗ 
gemeinheit nicht künſtlich erzeugen. Es gilt zunächſt einmal, 
einen Grundſtein zu legen. Nichts wäre verfehlter, als den 
noch heute in allen Theatern und Darietés üblichen Der- 
ulkungen des Dölkerbundes „Werbevorträge“ entgegen⸗ 
zuſtellen. Was nottut, iſt nicht Werbearbeit für den Genfer 
Völkerbund, ſondern Aufklärung über die in Genf liegenden 
eine nationale Außen⸗ 
politik, die für das eigene Land das Ehrenvollſte und Ge⸗ 
winnreichſte will, ohne rückſichts los die eigene Dor- 
macht ſtellung zu erkämpfen. Zu dieſem Ziele führt im 
Völkerbund der Weg über zunächſt unpolitiſche Verhandlungen 
auf wirtſchaftlichen, humanitären, ſozialen und wiſſenſchaft⸗ 
lichen Gebieten, die den Boden zu der allmählichen Derjtändi- 
zung über die beiden Kernfragen des Bundes bereiten. Dieſe 
Kernprobleme, die allgemeine Abrüſtung und das 
offene Bekenntnis zur friedlichen Regelung auch 
politifcher Streitigkeiten, können erft durch Volks- 
bewegungen in allen Staaten verhandlungsreif gemacht 
werden. Das abgerüſtete Deutſchland hat mehr als 
alle anderen Länder Deranlafjung und Möglichkeit, diefe 
beiden Probleme, die für die zukünftigen Beziehungen der 
Staaten untereinander entſcheidend ſind, populär zu machen. 
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Eine hindenburg⸗Ehrenmünze. 


Zu Ehren des Reichspräſidenten von Hindenburg, der das fünfte Jahr 
feiner Präfidentfchaft vollendet, hat die Saale Münze in Berlin eine 
Gedenkmünze ge⸗ 
prägt, die in 
Sold, Sil. 

> ber 


u. 
Bronze 
von der Jen: 

y tralftelle Deutfcher 
Gedenkmünzen, Berlin, Unter den Linden 39, bezogen werden kann. 


Der öſterreichiſch⸗deutſche Handelsvertrag. 

Mit verhältnismäßig geringen Unterbrechungen war man unter 
den größten Schwierigkeiten während der letzten Jahre bemüht, die 
handelspolitiſchen Beziehungen zwiſchen Oſterreich und Deutſchland 
in einem Vertrag zu regeln, der als ſtabile Grundlage des gegen⸗ 
ſeitigen Wirtſchaftsverkehrs dienen konnte. Immer wieder aber 
mußten die Arbeiten am Abſchluß eines großen Vertragswerkes 
verſchoben werden, immer wieder mußten die beiderſeitigen dele⸗ 
gierten, die abwechſelnd in Wien und Berlin verhandelten, ihre 
Bemühungen vertagen, weil ſich immer neue beträchtliche Schwie⸗ 
rigkeiten einer definitiven Regelung entgegenſtellten. So ſtark die 
Beziehungen zwiſchen Gſterreich und Deutſchland auf allen Gebieten 
des kulturellen Lebens ſich entwickelt hatten und ſo erfolgreich in 
den letzten Jahren die Arbeiten an der Gleichgeſtaltung des öffent⸗ 
lichen und nationalen Lebens hinſichtlich der Derfaffung, der Der- 
waltung, in der Juſtiz uſw. ſich geſtalteten, auf dem Gebiete des 
5 zwiſchen den beiden Staaten war kein ſichtbarer 
Erfolg zu verzeichnen, der den Intereſſen beider Partner in gleicher 
Weiſe gedient hätte. Dabei war es gänzlich ungerechtfertigt und 
unmöglich, nach einem Schuldigen zu ſuchen, da ſich die Partner 
bei Wirtſchaftsverhandlungen, ſolange ſolche geführt werden 
müſſen, nicht nur mit der ſelbſtverſtändlichen Pflicht und Aufgabe 
an den Derhandlungstifch fetten, die Intereſſen der von ihnen ver⸗ 
tretenen Wirtſchaftskörper wahrzunehmen, ſondern dabei noch im 
Auge haben mußten, wie weit die dem Verhandlungsgegner ge- 
währten Fugeſtändniſſe auf Grund des Meiſtbegünſtigungsrechts 
nicht auch zahlreichen anderen Staaten automatiſch zufallen müßten. 

Infolge der weitgehenden Parallelität aller wirtſchaftlichen 
Derhältnifje in den beiden deutſchen Staaten find aber noch dazu 
die Intereſſen der Wirtſchaftskreiſe, die fie umfaſſen, gleich⸗ 
geſtimmt und für den Fall großer Tauſchgeſchäfte, wie fie Handels- 
verträge nun einmal ſind, beſonders ungeeignet. Dieſe weitgehende 
Homogenität der nationalökonomiſchen Struktur hat die Verhand- 
lungen unendlich erſchwert. 

Dazu kam zwiſchen Deutſchland und Oſterreich noch die Schick⸗ 
ſalsgemeinſchaft der letzten Jahrzehnte. Der gemeinſam verlorene 
Krieg, die ſchweren Kämpfe um den Wiederaufbau der Produk- 
tion in der Nachkriegszeit, die volkswirtſchaftlichen Krankheits⸗ 
erſcheinungen der Inflations⸗ und deflationszeit, der zollpolitiſche 
Stacheldraht zwiſchen den ehemaligen Kriegsgegnern und den Suk⸗ 
ziſſtonsſtaaten in Mitteleuropa im befonderen: das alles erzeugte auch eine 
wirtſchaftliche Gleichartigkeit die beim Fortbeſtand der staatlichen Grenze 
ſich zu einem Sonderfall handelspolitiſcher Zemmniſſe auswirken mußte. 
Dabei darf nicht überjehen werden, daß fih Gſterreich durchaus 
in der Situation des Schwächeren befand. War das Deutſche Reich 
durch den Krieg auch wirtſchaftlich unendlich geſchwächt und auch 
volkswirtſchaftlich a wertvoller Grenzgebiete beraubt, fo 
handelte es fich bei Gſterreich im Augenblicke feiner unfreiwilligen 
Entftehung um einen vollkommenen wirtſchaftlichen Torfo, und je 
mehr die europäiſchen Staaten bemüht ſchienen, im politiſchen 
Verkehr miteinander allmählich die Kriegsmentalität abzubauen 
und eine neue Welt auf der geiſtigen Grundlage der Friedlichkeit 
und Verſöhnung zu ſchaffen, deſto ſtärker war die Handelspolitik 
der europäiſchen Staaten in dieſer Zeit noch vom kriegeriſchen 
Denken beeinflußt, und das Schlagwort der Autarkie bildete ins⸗ 
befondere für die Vachfolgeſtaaten den Vorwand, fich gegen das 
neue Gſterreich durch ungeheure Follmauern fo ſehr abzufperren, 
daß es zu einem wirtſchaftlichen Kerker zu werden drohte. 


Zur Zeitgeſchichite —— 


Um fo ſtärker orientierte fih Oſterreichz Wirtſchaft nach 
Deutſchland, und tatfächlich verdichteten fih die Zandelsbeziehungen 
zwiſchen den beiden Staaten immer mehr, jo daß Deutſchland für 
Gſterreich ſowohl hinſichtlich der Einfuhr wie der Ausfuhr ſeit 
Jahren an erſter Stelle ſteht. Leider gereichte diefe an fih erfreu ; 
liche Entwicklung inſofern allmählich zum Nachteil Oſterreichs, als 
feine Ausfuhr nach dem Deutſchen Reich immer ſtärker zurückging, 
während gleichzeitig die reichsdeutſche Einfuhr nach Oſterreich in 
ſtaunenswerten Prozentſätzen wuchs. So ſtieg im Vorjahr das 
Paſſivum Öiterreichs gegenüber Deutſchland von 258 auf 540 Mil- 
lionen Schilling. Bei einem Geſamtdefizit von 1067 Millionen 
bedeutet dies, daß rund ein Drittel des Einfuhrüberſchuſſes, an dem 
Gſterreich leidet, durch das Defizit des Wirtſchaftsverkehrs zwiſchen 
Deutſchland und Öfterreicy verurſacht wurde. Die Einfuhr aus 
Deutſchland im Werte von faſt 700 Millionen Schilling ſtellt etwa 
ein Viertel des öſterreichiſchen Geſamtimportes dar. Im Jahre 
1929 exportierte Gſterreich nach Deutſchland Waren im Werte von 
350 Millionen Schilling. Das find jedoch nur etwa 16 v. H. des 
öſterreichiſchen Geſamtexports. 

Nicht nur vom rein materiellen Intereſſe Gſterreichs aus ges 
ſehen war dieſer Fuſtand unhaltbar geworden, er bereitete auch den 
vielen warmherzigen Freunden Öfterreichs im Reich ſchwere Sorgen; 
und handelte es fich bei den Vorſtellungen Öfterreichs gegen eine 
derartige gefährliche Geſtaltung feiner Handelsbeziehungen zum 
Reich nicht nur um ideelle Motive, ſondern auch um Bekundungen 
wirtſchaftspolitiſcher Notwendigkeiten, jo waren für die Treu- 
händer der öſterreichiſch⸗deutſchen Beziehungen im Reiche die rein 
ideellen Momente Anlaß genug, für eine Derbefferung des Wirt- 
ſchaftsverkehrs zugunſten Gſterreichs einzutreten. 

Dieſes Ziel wäre nicht erreicht worden, wenn man die Dors- 
bereitung und Führung der Verhandlungen auch weiterhin den 
Vertretern der Intereſſentengruppen und ihren beamteten Deles 
gierten überlaſſen hätte. Schon vor feiner Reife nach Berlin hatte 
der öſterreichiſche Bundeskanzler Schober auf die Notwendigkeit 
hingewiefen, die Wirtſchaftsverhandlungen zwiſchen Oſterreich und 
dem Reich politiſch anzukurbeln, und es war der weſentliche Erfolg 
feines Berliner Aufenthaltes, den Nandelsvertragsverhandlungen 
einen ſo ſtarken Impuls gegeben zu haben, daß ſie tatſächlich binnen 
relativ kurzer Zeit danach zum Abſchluß kamen. So wurde endlich 
am 12. April das Schmerzenskind der deutſch⸗öſterreichiſchen Be- 
ziehungen, der Handelsvertrag, geboren, diesſeits und jenſeits der 
Staatsgrenzen mit redlicher Sehnſucht erwartet. Iſt es auch 
ein Wirtſchaftsabkommen, das ſich äußerlich kaum von den Dutzenden 
Staatsverträgen unterſcheidet, welche die beiden Regierungen mit 
verſchiedenen anderen Partnern getätigt haben, ſo kommt doch 
dieſem Vertrag eine Bedeutung zu, die über ſeinen Text und ſeine 
Anlagen weit hinausgeht. 

Natürlich iſt die Grundlage des Vertrages das Meiſtbegünſti⸗ 
gungsrecht, auf dem auch die meiſten anderen Handelsverträge be- 
ruhen, aber man ift doch an einigen Stellen, z. B. in den Beſtim⸗ 
mungen über die gleichmäßige Behandlung auf dem Gebiete des 
Eiſenbahnweſens, über die übliche Meiſtbegünſtigungsauffaſſung 
hinweggegangen. 2 

Als bejonders bemerkenswert muß ein Umſtand betrachtet 
werden, der eine ſcheinbare Ausnahme von der Meiſtbegünſtigung 
darſtellt. Der Vertrag enthält die Beſtimmung, daß die Meiſt⸗ 
begünſtigung auf die Verpflichtungen nicht anwendbar ſein ſoll, die 
auf Grund einer Zollvereinigung eingegangen wurden. Angeſichts 
der engen Beziehungen zwiſchen Oſterreich und Deutſchland dürfte 
dieſer Punkt wohl in erſter Linie für den Fall ins Auge gefaßt 
fein, daß eben dieſe beiden deutſchen Staaten ſelbſt eine Joll- 
vereinigung eingehen. So weiſt der Vertrag in dieſer Derflaufu- 
lierung auf das Ziel hin, das diesmal noch nicht erreicht werden 
konnte und doch von den Urhebern des Vertrages nicht außer acht 
gelaſſen wurde. 

Scheint daher der öſterreichiſch⸗deutſche Handelsvertrag, wenn 
man ihn mit den hochfliegenden Plänen vergleicht, die hüben und 
drüben immer wieder aufgetaucht find, wenn man daran denkt, wies 
viel man ſchon über feine Sollunion zwiſchen Oſterreich und 
Deutſchland geſprochen hat, wenn man an die „Deutſche Klaufel“ 
erinnert, die manche Handelspolitiker als Grundlage eines bejon- 
deren zollpolitiſchen Derhältniffes zwiſchen Gſterreich und Deutſch⸗ 
land für möglich hielten, als ein Minimum, das in den mühſeligen 
monatelangen Arbeiten erreicht werden konnte, ſo bedeutet doch 
dieſes Abkommen ein großes Werk im Hinblick auf die ungezählten 
Binderniffe, die erft beſeitigt werden mußten. Bei aller Kriti? auf 
beiden Seiten iſt er ein großer Schritt vorwärts auf dem Wege der 
Verwirklichung aller geſamtdeutſchen Intereſſen ohne Vorbehalt. 
Denn im Gegenſatz zu anderen Verträgen, denen er äußerlich ähnelt, 
liegt fein Wert nicht jo ſehr in den handelspolitiſchen Vorteilen, 


die er für die Partner mit ſich bringen wird, als vielmehr in den 
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Opfern, die ſeinetwegen auf beiden Seiten gebracht werden mußten. 
Und dieſer Umſtand bietet die troſtreiche Gewähr, daß ſelbſt ſchwere 
materielle Opfer nicht geſcheut werden, wenn es um die groß⸗ 
deutſche Einheit geht. 


Das Ende der Londoner Flottenkonferenz 
und ihre Ergebniſſe. 


Die Londoner Flottenkonferenz ift, wenn auch noch nicht for- 
mell, ſo doch praktiſch zu Ende. Ihre Ergebniſſe ſind ein Dreimächte⸗ 
paft England, Amerika, Japan über Kreuzer, Zerftörer und Unter⸗ 
ſeeboote und ein Fünfmächtepakt England, Amerika, Japan, frant- 
reich und Italien über Schlachtſchiffe und die Vermenſchlichung des 
Unterſeebootkrieges. Der erſtere foll die Abmachungen der Waſhing⸗ 
toner Abrüſtungskonferenz vom Winter 1921/22 vervollſtändigen. 
Er gibt in den genannten Schiffskategorien England eine Geſamt⸗ 
tonnage von 541 700, Amerika ein ſolche von 526 000 und Japan 
eine ſolche von 567 050 Tonnen. Dieſe Geſamttonnage verteilt fih 
auf die einzelnen Schiffsarten wie folgt: Große Kreuzer: 
England 146 800, Amerika 180 000, Japan 108400 Tonnen; 
Kleine Kreuzer: England 192 200, Amerika 145 500, Japan 
105 450 Tonnen; Zerſtörer: England und Amerika je 150 000, 
Japan 105500 Tonnen; Unterſeeboote: alle drei Mächte 
52 700 Tonnen. Amerika iſt bereit, dieſe Siffern als vollkommene 
Parität zwiſchen ſich und England anzuerkennen. Japan hat ſich 
mit 60 v. N. der amerikaniſchen Schlachtſchiff- und Großkreuzer⸗ 
tonnage und mit 70 v. H. der Leichten Kreuzer und Zerſtörer ein⸗ 
verſtanden erklärt, dafür aber in den Unterſeebooten vollkommene 
Parität mit England und Amerika erhalten. 

Der Fünfmächtepakt England, Amerika, Japan, Frankreich und 
Italien über Schlachtſchiffe und die Vermenſchlichung des Unter⸗ 
ſeebootkrieges enthält zunächſt einmal einen Beſchluß der fünf 
Mächte, bis zum Jahre 1956 jeglichen Neubau an ſogenannten 
Großkampfſchiffen zu unterlaſſen und in dieſer Zeit auch auf alle 
Erſatzbauten für die infolge Erreichens der in Waſhington vor⸗ 
geſehenen Altersgrenze außer Dienſt zu ſtellenden Schlachtſchiffe zu 
verzichten. Er beſtimmt weiterhin, daß ein Unterſeebootskomman⸗ 
dant vor der Verſenkung eines Nandelsſchiffes für die Sicherheit 
der Beſatzung zu ſorgen und fih dementſprechend in dieſer Bes 
ziehung wie jeder andere Kriegsſchiffskommandant zu verhalten hat. 
Darüber hinaus aber enthält er vor allen Dingen ein Abkommen, 
durch das die Flotten in beſtimmte Schiffskategorien als Vergleichs⸗ 
werte bei der Küſtungsbeſchränkung eingeteilt werden und gleich⸗ 
zeitig damit die Höchſttonnage für Herftörer und Unterſeeboote auf 
2000 Tonnen feſtgeſetzt wird. Auf dieſe Weiſe ſoll verhindert 
werden, daß Länder, die keinen Wert auf Schlachtſchiffe legen, die 
ihnen hierfür zugeſtandene Tonnage zum Bau von Kreuzern, Jer- 
ſtörern und Unterfeebooten verwenden und ſich durch Steigerung 
der Einzeltonnage der letzten beiden Schiffskategorien in dieſen 
einen Erſatz für Kleine Kreuzer ſchaffen. Jeder Macht find nur 
drei Zerſtörer beziehungsweiſe Unterſeeboote mit einer höheren 
Einzeltonnage von 2000 Tonnen zugeſtanden worden, aber auch fie 
dürfen nicht größer als 2800 Tonnen ſein. 

Dieſen bis zu einem gewiſſen Grade wenigſtens poſitiven Er⸗ 
gebniſſen der Londoner Flottenkonferenz ſtehen aber nicht minder 
bedeutungsvolle negative gegenüber. Zu letzteren gehört zunächſt 
einmal die cfeſtſtellung, daß die von England und Amerika ur⸗ 
ſprünglich beabſichtigte gänzliche Abſchaffung des Unterſeebootes 
als Kriegswaffe nicht erreicht iſt, dann aber vor allen Dingen die 
Tatfache, daß es nicht gelungen ift, Frankreich und Italien zu einer 
Verſtändigung über die Größe ihrer Flotten zu bringen. Beide 
Mächte haben bis zuletzt an ihrem urſprünglichen Standpunkt feft- 
gehalten, Italien an der von ihm geforderten Flottengleichheit mit 
Frankreich, Frankreich an der Ablehnung derſelben. Sie wollen 
verſuchen, im Laufe des Sommers in unmittelbaren Verhandlungen 


zu einer Einigung hierüber zu gelangen. Ob ihnen dies gelingen 
wird, läßt ſich noch nicht überſehen und bleibt daher abzuwarten. 
Soviel aber ſteht heute ſchon feſt, daß, ſolange Frankreich und 
Italien fih nicht über ihre Flottenſtärke geeinigt haben, der Dreis 
mächtepakt England, Amerika und Japan über die Kreuzer, Jers 
ſtörer und Unterſeeboote nur rein problematiſchen Wert beſitzt. Ein 
abſchließendes Urteil über die Bedeutung der Londoner flotten- 
konferenz wird ſich ſomit erſt fällen laſſen, wenn erſt einmal das 
Ergebnis der bevorftehenden franzöſiſch⸗italieniſchen Verhandlungen 


vorliegt. Hptm. Rohde, 


Ein gemeinſamer Schritt aller nationalen 
Minderheiten in der Tſchechoſlowakei. 


Zum erſtenmal feit dem Beſtande der tſchechoſlowakiſchen Re- 
publik haben ſich ſämtliche in dem Prager Parlament vertretenen 
nationalen Minderheiten zu einem gemeinſamen Schritt vereinigt. 
Am 5. April 1950 haben die Parteien aller Minderheitsnationen, 
das ſind die Deutſchen, Madjaren, Polen und Uleinruſſen 
(Ukrainer), die Einſetzung eines Ausſchuſſes beantragt, der alle 
ſtrittigen Angelegenheiten der nationalen Minderheiten verhandeln 
und Anträge zur endgültigen Bereinigung der nationalpolitiſchen 
Differenzen pon ſoll. In der Begründung wird auf die Wichtig⸗ 
keit dieſes Schrittes für den inneren Frieden ſowie auf die zahl⸗ 
reichen Benachteiligungen und Nadelſtiche hingewieſen, denen die 
Minderheiten dauernd ausgeſetzt ſind. Es wird darin auch die 
Löſung der Frage nicht nach dem Preſtige, ſondern nach dem prat- 
tiſchen Bedürfnis verlangt. Es fehlt auch nicht der Hinweis auf 
den demokratiſchen Charakter der tſchechoſlowakiſchen Derfaffung, 
die bekanntlich 1919/20 von den Tichechen ausgearbeitet und in der 
nur die tſchechiſchen Parteien umfaſſenden Nationalverfammlung 
angenommen worden war. Was in dieſer Begründung des er⸗ 
wähnten Antrages aber gerade von einem außenpolitiſchen Stand⸗ 
punkt von großer Wichtigkeit iſt, iſt die ausdrückliche Betonung, 
daß die Teilnahme deutſcher Parteien an der Regierung der 
Tſchechoſlowakei nur eine Frage der politiſchen Taktik fei, nicht 
aber die Billigung der ſtaatlichen Politik gegenüber den nationalen 
Minderheiten bedeuten könne. 

Gegenüber der von faſt allen anderen nationalen Minderheiten 
Europas beſchrittenen Politik, das Recht der nationalen Minder⸗ 
heiten auf dem Wege der überſtaatlichen, völkerrechtlichen Bin- 
dungen zu erreichen, bedeutet dieſer Antrag der in der Tichecho- 
ſlowakei lebenden nationalen Minderheiten den Verſuch, die natios 
nalpolitiſchen und wirtſchaftlichen Lebensrechte der Minoritäten auf 
einem innerſtaatlichen, 1 ma Wege zu ſichern. Ob ihm, 
beſonders nach dem ſchon heute offenſichtlichen Widerſtand der 
tſchechiſchen Parteien, ein Erfolg beſchieden ſein wird, muß leider 
bezweifelt werden. Aber nicht nur theoretiſch, ſondern auch dann 
noch vom Standpunkt der praktiſchen Politik ſtehen damit die 
Tſchechen vor der Entſcheidung, eine Löſung des nationalen Pro- 
blems im eigenen Staate anzuſtreben, die fie ſelbſt einſt als Staats⸗ 
bürger des öſterreichiſchen Kaiſerreiches für ihr eigenes nationales 
Daſein verfolgt haben. 

Was immer das Schickſal des Antrages der nationalen 
Minderheiten der Tſchechoſlowakei fein mag — und darüber wird 
ja nicht nur in Prag in den nächſten Wochen und Monaten eine 
lebhafte Debatte geführt werden —, bedeutſam bleibt die Tatſache, 
daß ſich alle nationalen Minderheiten des tſchechiſchen Staates 
gegen die Minderheitenpolitik des Landes in dieſem Antrag zu 
einem gemeinſamen Schritt zuſammengefunden haben — und zwar 
auch die, die mit in der Regierung fiken —, und daß in dieſer Hin- 
cht die Aktion der Minderheitsparteien der Tſchechoſlowakei dem 
einerzeitigen Antrag Uramarſch⸗Maſaryk moraliſch weit über⸗ 


legen iſt. Dr. Paller. 


Sitzung des Internationalen Ölympifchen Komitees und Tagung 
des Olumpiſchen Rongreſſes in Berlin Mai 1930. 


Don Dr. Th. Lewald, Vorfigender des Deutſchen Olymyiſchen Nusſchuſſes und Mitglied des Internationalen Olympifchen Komitees. 


Auf dem erften internationalen Sportkongreß, den der 
für das klaſſiſche Altertum und neuere Körpererziehungsideale 
begeiſterte Franzoſe Baron Pierre Coubertin mit Unter⸗ 
ſtützung der franzöſiſchen Regierung 1894 nach Paris einlud, 
und der unter Beteiligung zahlreicher Vertreter europäiſcher 
Länder und Nordamerikas in dem Feſtſaal der Sorbonne ab- 
gehalten wurde, legte er ein vollſtändiges Programm für die 
Erneuerung der olympiſchen Spiele vor, die über 1100 Jahre, 
von der Mitte des achten vorchriſtlichen Jahrhunderts bis zu 
Theodofius dem Großen 594 nach Chriſtus, beſtanden hatten. 
Mit einer bewunderungswerten Dorausficht wurden von 
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Coubertin nicht nur die Grundzüge, ſondern alle Einzelheiten 
für die Durchführung der olympiſchen Spiele unſerer Seit 
feſtgeſetzt. Sie ſollten alle vier Jahre ſtattfinden, ein Jahr 
vor dem Beginn neuer Spiele der neue Spielort beſtimmt 
werden. Ihre Regelung wurde einem Komitee übertragen, 
das ſich ſelbſt ergänzt, und in das nicht etwa die einzelnen 
Länder ihre Vertreter entſenden, ſondern das ſeine Vertreter 
zu den Beimatländern als Beauftragte entſendet. 

Das Komitee ſoll alljährlich zuſammentreten und im 
erſten Jahre nach den in vierjährigem Turnus ſtattfindenden 
Spielen ein Kongreß die allgemeinen Fragen erörtern und be⸗ 
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handeln. 1894 war eine Einladung zur Teilnahme Deutſch⸗ 
tands an dem erſten Kongreß an die Deutſche Votſchaft in 
Paris geſandt, da es damals irgendeine den deutſchen Sport 
in feiner Gefamtheit repräſentierende Stelle in Deutſchland 
nicht gab. Die Einladung gelangte ſchließlich an den Union⸗ 
Club in Berlin, der nur für Pferderennen zuſtändig war, 
daher mit ihr nichts anzufangen 


ahres 1956 abgehalten werden ſollen. Dieſe wird indeſſen 
829 wicht in Sejem Jahre, ſondern erft im folgenden, end⸗ 
gültig getroffen werden. — Der Kongreß, der am 25. Mai in der 
Alten Aula der Friedrich-Wilhelms⸗Univerſität vom Reichs miniſter 
des Innern feierlich eröffnet werden . P o om log el 
en teils im ehemaligen Herrenhaus, teils, ſoweit es ſich um 
are feine Spielplatzkommiſſion handelt, 


wußte und fie unbeantwortet liegen 
ließ. — So konnte kein deutſcher 
Vertreter an der Ausgeſtaltung der 
Satzungen teilnehmen, und es er⸗ 
klärt fih damit auch, daß als Der- 
handlungsſprachen nur Franzöſiſch 
und Engliſch vorgeſehen wurden. — 
Die erſten Spiele fanden 1896 in 
Athen ſtatt. Es folgten 1900 Paris, 
1904 St. Louis, wo ſie in den ſie er⸗ 
drückenden Rahmen der zur gleichen 
Seit abgehaltenen Weltausſtellun⸗ 
gen eingeſpannt wurden, 1908 Kon» 
don und 1912 Stockholm, wo fie 
ſich zum erſtenmal in dem für 
dieſe Zwecke erbauten Stadion . 
zu ihrer vollen Bedeutung entwickelten. Für 1916 waren ſie 
nach einem Beſchluß des Internationalen Olympiſchen 
Komitees, das erſtmalig 1909 in Berlin tagte, Berlin über⸗ 
tragen worden. Das Deutſche Stadion im Grunewald, die 
erſte große Kampfſpielſtätte Deutſchlands, war rechtzeitig 1915 
für ſie erbaut und eingerichtet, die ſportlichen Vorbereitungen 
durch eine Studienreiſe Dr. Diems 
nach Amerika eingeleitet, als der 
Krieg über uns hereinbrach und die 
Abhaltung der Spiele vereitelte. 
Ohne Deutſchlands Teilnahme, noch 
unter den ſtärkſten Einwirkungen 
der Nachkriegszeit, wurden ſie 1920 
in Antwerpen, 1924 in Paris abge⸗ 
halten. Der gewaltige Erfolg der 
Spiele, die im Sommer 1928 in Unt- 
ſterdam in dem zu dieſem Zweck er- 
bauten herrlichen Stadion abgehal⸗ 
ten wurden, ſtehen noch in unſer 
aller Erinnerung. Deutſchland, zum 
erſtenmal wieder in den internatio⸗ 
nalen ſportlichen Wettkampf einge- 
treten, vermochte den zweiten Platz, 
unmittelbar hinter Amerika, vor allen übrigen 
der Erde zu erringen. 

Die deutſchen Mitglieder des Internationalen Olympi⸗ 
ſchen Komitees vor dem Kriege waren teils gefallen, teils ver⸗ 
ſtorben, teils zurückgetreten. 1925 trat der Derfaffer als deut⸗ 
ſches Mitglied in das Komitee ein und nahm an den Sitzungen 
und dem anſchließend daran tagen⸗ 
den Kongreß teil. Er wurde auch 
bald in den ſiebengliedrigen Doll« 
zugsausſchuß gewählt. In dem fol- 
genden Jahre traten Dr. Ruperti, 
der Vorſitzende des Deutſchen Ruder- 
verbandes, und als dieſer zurücktrat, 
Dr. Ritter von Halt als Vertreter 
der Deutſchen Sportbehörde für 
Leichtathletik ſowie der Herzog 
Adolf Friedrich von Mecklenburg in 
das Komitee ein. 

Nunmehr findet nach 21 Jahren 
zum erſtenmal wieder eine Sitzung 3 i 
des Internationalen Glympiſchen ER 
Komitees in Berlin ſtatt, an die ſich 
der Olpmpiſche Kongreß anſchließt. 
Im Internationalen Glympiſchen Komitee find jetzt 
44 Nationen mit 6s Mitgliedern vertreten. Der Glympiſche 
Kongreß ſetzt ſich außer diefen Mitgliedern zuſammen aus je 
zwei Vertretern der Nationalen Glympiſchen Komitees und 
der anerkannten großen Sportfederationen. 

Eine der wichtigſten Aufgaben des Internationalen 
Olympiſchen Komitees ift die Beſtimmung, wo die Spiele des 


"Das Berliner Stadion Fot.: G. Riebieke 
Die Tribünen der großen Arena 


Ein entſcheidender Kampf 
Nationen 


Blick vom Leichtathletieplatz auf die Turnhalle 


im Sportforum tagen. Drei Kom⸗ 
miſſionen werden gebildet, von denen 
die erſte fih mit dem Amateurbegriff, 
die zweite mit dem Programm der 
Spiele, die dritte mit dem ſeit eini⸗ 
gen Jahren aufgenommenen Gedan⸗ 
ken der internationalen Einwirkung 
auf Verbreitung von Spiele und 
Erholungsſtätten befaſſen ſoll. Be- 
fondere Bedeutung beanjprucht die 
Programmfrage, da hier der Kreis 
der Spiele feſtgeſetzt wird, die als 
olympiſche betrachtet werden, und wo 
es ſich insbeſondere darum handeln 
wird, ob Fußball auch ferner⸗ 
hin bei den olympiſchen Spielen 
vertreten ſein ſoll. Das gleiche wird für Hockey gelten, die 
beide in Amſterdam als Vorſpiele in einem loſeren Rahmen 
dem olympiſchen Programm beigefügt waren. Auch die 
Dauer der Spiele foll feſtgeſetzt werden, wobei anzunehmen ijt.. 
daß ſie nicht über 15 Tage (drei Sonntage einbegriffen) 
dauern ſollen. Einen wichtigen Punkt wird die Zulaſſung der Frauen⸗ 
wettbewerbe bilden, wobei man damit 
rechnen kann, daß namentlich die 
nordiſchen Staaten, insbeſondere 
Norwegen und Finnland, ſich gegen 
die Teilnahme der Frauen aus- 
ſprechen werden. — Eine Reihe gro⸗ 
ßer internationaler Sportorganiſa⸗ 
tionen haben ihre Jahresverfamm- 
lungen auf die Tage vor der Eröff⸗ 
nung der Komiteeſitzungen gelegt. 
So werden ſich von Mitte Mai an 
gegen 200 Führer des Sports aus 
mehr als 40 Ländern in Berlin ‚ur 
fen. — Die internationale Spor 
gemeinſchaft und Sportgefinnung, 
die ihren höchſten Ausdruck in 
Fotoaktwet den olympiſchen Spielen findet, 
ſchafft, wie namentlich die Amſterdamer Spiele gezeigt haben, 
den Boden für eine gegenſeitige Anerkennung, Wertſchätzung 
und eine neue ſeeliſche und gedankliche Einſtellung zu den 
Gliedern der verſchiedenen Volksgemeinſchaften. 
Das Seremoniell der Spiele ift mit tiefem, pſychologi⸗ 
ſchem Derftändnis angeordnet; es umfaßt einmal die olympi⸗ 
i ſche Flagge, die auf weißem Grunde 
ohne Verzierung fünf ineinander⸗ 
greifende Ringe (blau, gelb, rot, 
ſchwarz, grün) zeigt, die die fünf 
Erdteile darſtellen und die Grund- 
farben aller Kombinationen ſtaat⸗ 
licher Farben begreifen, ſodann die 
Vorſchrift, daß für die Sieger in den 
Einzelwettbewerben die National- 
flaggen gehißt werden und die Na⸗ 
tionalhymne des erſten Siegers ge⸗ 
ſpielt wird. Wer in Amſterdam 
diefe Feremonie miterlebt, wird 
ihren tiefen Eindruck nie vergeſſen. 
— So können wir hoffen, daß auch 
von den Verhandlungen in Ber- 
Fot.: G. Riebicke lin eine größere Derbundenheit 
der Völker ausgehen wird, und daß das Samenkorn wahren 
olympiſchen Geiſtes, wie dem Schöpfer der olympiſchen Spiele 
vorgeſchwebt, nämlich des Friedens und des Derftändnifjes 
unter den Völkern, des Fortſchritts zu höheren körperlichen, 
fittlichen und ſeeliſchen Entwicklungsſtufen, zu reicher Frucht auf- 
gehen und die Jugend aller Länder zu neuer friedlicher internatio⸗ 
naler Geſinnung, Geſittung und Derftändigung bereiter machen wird. 
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Geſchäftliche Mitteilungen. 

Volkstümliche Seereiſen. Es dürfte keinem Zweifel unterliegen, daß 
von den verſchiedenſten runga von Reijen eine Seereiſe, zumal wenn 
i auf einem komfortablen Schiffe erfolgt und zahlreiche intereſſante 

äfen anläuft, immer zu den Reiſen zu rechnen ſein wird, die dem reiſe⸗ 
luſtigen und erholungsbedürftigen Publikum am meiſten entgegenkommt. 

Losgelöſt von dem Alltäglichen, ſtets in friſcher Luft bei freieſter 
Bewegung, kaum an Hotels und fahrplanmäßige Züge gebunden, un⸗ 
behelligt von Staub und Hitze wird die Seereiſe ausgeführt. Ihr Wert 
in hygieniſcher Beziehung iſt über jeden Zweifel erhaben. 

Während ſich früher nur Beſtbemittelte den Genuß einer Seereiſe 
erlauben konnten, iſt es jetzt durch zeitweilige Einſtellung der Einheits⸗ 
ſchiffe der Hamburg⸗Südamerikaniſchen Dampfſchiffahrts⸗Geſellſchaft in 
den Touriſtendienſt auch der Allgemeinheit möglich, ſich eine längere See⸗ 
reiſe zu gönnen. Eine kulturelle Tat allererſter Ordnung, die nicht hoch 
genug gewertet werden kann. Man ſtelle ſich vor, daß man jetzt ſogar 
vom 30. Mai bis zum 15. Juni mit dem Ozeanrieſen „Monte Olivia“ 
von Genua aus eine Reife nach Hamburg für nur 240 RM.ä einſchließlich 
voller Verpflegung ausführen kann, bei welcher die Touriſten das auf⸗ 
blühende Barcelona, die tropiſch⸗ſchöne Inſel Palma de Mallorca, das 
ſüdliche Spanien — Malaga, Granada, Sevilla, Cadiz —, das ſpaniſche 
Marokko (Ceuta, Tetuan) mit ſeinem unverfälſchten orientaliſchen Leben, 
und Liſſabon kennenlernen. 

Es iſt anzunehmen, daß dieſe intereſſante Reife recht regen aufn 
finden wird, zumal fie auch in einer für dieſe Orte außerordentli 
günſtigen Reiſezeit liegt. 


MITTELMEERREI SE 


FAHRPREIS 240 = 
von RM 


an einschl. voller 


0 Verpflegung 
SPANIEN, MAROKKO, poRTUdAl. 
Pfingsten an denStätten alter maurischerKultur 
(Alkazar - Sevilla, Alhambra - Granada, 
Tetuän mit seinem urwüchsigen marok- 


kanischen Volksleben) 
Besuch der Weltausstellung in Barcelona 
vom 30. Mai- 15. Junl i930 
Kostenlose Auskunft und Drucksachen durch die 


HAMBURG-SUDAMERIKANISCHE 
DAMPFSCHIFFFAHRTS-GESELLSCHAFT 


HAMBURG 8 - HOLZBRÜCKE 8 


Vereinigte 
Krankenversicherungs - Aktiengesellschaft 
En er. —— . —— EEE 


Aktienkapital 5 Mill, RM, Reserven ca. 5 Mill. RM, 
„ Versichertenbestand über 430 000 


Krankenversicherung mit Gewinnbeteillgung! 

Vertragsgesellschaft vieler großer Verbände! 

Vollständig frele Arztwahl! / Keln Krankenscheln und keine 

Krankmeldung! / Kelne ärztliche Untersuchung bel der Auf- 

nahme! / Hohe Leistungen bel Arzt-, Arznel-, Operations- 

und Krankenhauskosten! 
Wochenhilfe! 


Bel Unfall sofort Anspruch 
Hohes Sterbegeld! 


auf die Leistungen! 


Verlangen Sie kostenlos und ohne Jede Verbind- 
lichkeit Prospekt und Aufnahmescheln durch 


OTTO MACK, Berlin 0 17, Am Ostpahnhot 12 
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BERLINER SOMMERSCHAU 1930 
FUNKTURMHALLEN 23.MAI-3AUGUST 


Wir vermieten 


per sofort oder zum 15. 5. 1930 
17-2. Zimmer- 
wohnungen 


Berlin-Reinickendorf 
Pankower Allee 


Auskunft: 


Vermietungsbüro der Deutschen 
Gesellschaft zur Förderung des 
Wohnungsbaues, Gemeinnützige 
Aktien-Ges., Berlin-Schöneberg, 
Innsbrucker Straße 31 


Fernruf: G1 Stephan 6512-6517 
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Fortbildung 
Vorbild xhaz Dr. Harangs Anstalt 

Oberrealschule Technikum Sternberg = 

mit Internat e erden Mecklbg. 

Jilertissen b. Ulm/D. = 


mit Schülerheilm 
Halle- Saale Cs run e 80a 

Pädagogium 
Schwarzburg i. Thür. 


Oberrealschule mit Gabelung (Reformrealgymnasium 
neueren Stils nach preuß. Muster). Sexta-Oberprima. 
Staatl. Obersekundareife und Abitur an der Anstalt, 
Energ, Erziehung zu Fleiß, Pflichtgefühl, Höflichkeit, 
Achtung vor Erwachsenen, N Basen 1 2 
Arbeitsst. unt. Aufsicht, Turnen, and. Rasen-, in 
Wintersp., Gartenarb. Kl. Klassen. Indiv. Behandlg. Technikum Jimenau Thür. 
Dir. P. Vassel Ingenieurschule f. Maschinenbau u. Elektrotechn. 
Wissenschaftl. Betriebsführg. Werkmeisterabtlg. 
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Baullensfedi/ Harz 
Städtisches Wolterstorff- Gymnasium mit Realschule 


Alumnat für Schüler sämtlicher Klassen. 
Auskunft durch den Direktor. 


Pädagogium Finkenwalde 
bei Stettin, Waldstraße 5 Internat, 


Von Sexta bis Abitur 
Besondere Förderung Zurückgebliebener 


Prospekt durch die Direktion 


Das neue Europa Einbanddedien tür 1929 


Wien — Zürich — Berlin (zuzüglich Porto und Verpackung) 


ee und Chefredakteur Dr. Paul Hohenau. az 

eitſchrift für Völkerverſöhnung, Friedensſtabiliſierung Sé il ppe 

und wirtſchaftl. Wiederaufbau. Mitarbeiter u. a. Sammelmappeniür 1950 
führende Perſönlichkeiten der Weltwirtſchaftspolitik, 
Induſtrie und des internationalen Handels. Ausliefe- Jetzt noch lieferbar! 
rung: Wien, IX., Türkenſtraße 9. Jahresabonn. NM. 6.—. 


FEC. Zentralverlag G. m. b. H., Berlin W 35 


RM. 2,50 zuzüglich Porto und Verpackung 


e BÜCHEREI 


2 neue aktuelle Bände, 


die zum Verständnis der ostasiatischen Probleme =, 
der Bestrebungen Gandhis und Sunyatsen's —, 
unerläßlich sind! 


Band 14: Helmuth von Glasenapp: 
Britisch-Indien und Ceylon 
88 Seiten mit 12 Karten in Halbleinen RM. 3.— 


Band 17: Gerhard Menz: 


China 
88 Seiten mit 7 Karten in Halbleinen RM. S 


Verlangen Sie kostenlos unsere Prospekte! 
a Te en Rn N Ve nenn 


ZENTRALVERLAG G. M. B. H., BERLINW 85 
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Der Heimatdienft 


S TAGE ZUR ANSICHT! 


ÖLGEMAÄLDE 


Wir liefern Ihnen von . M. an gute Ölgemälde 


namhafter Künstler. Verlangen Sie photog. Abb. Nr. 110 
oder besichtigen Sie unverbindlich unsere Ausstellung. 
Für Beamte Zahlungserleichterung ohne Preisaufschlag 


DER KUNSTKREIS G. m. b. H. 
Verkaufsstelle d. DEUTSCHEN MALER-GILDE E.V. 
BERLIN C25 
Kurze Straße 17 (hinter dem Lehrervereinshaus). 
nu 
Wäscheversand 
Leistungsfähig in 
Frottierhandtücher, Badetücher, Bademä 


Vor Gebrauch 


Mark 5,75. 


Tel.: Kupfergr. 4048, Geschz. 9—6, Sonnab. 9—5. 
Versand nach allen Plätzen Deutschlands. 

äntel, 

Oberhemden, Bett-, Tisch-, Küchenwäsche 

Paul Hartmann, 6Gera-Thür. 

wäsche Bismarckstr. 17 


Abessinierbrunnen | Brieimarkensammler 
kann jeder verlangt sof. Pro- 

selbst aufstel- | Fi a benummer eurer 

len. Manschet- | fi größten Fach- 

ten u. Klappen | {f schrift mit wert- 

sow. sämtliche voll. Mitteilungen 
Ersatzteile, für | „Die Post“ Berlin N 18 


Berlin, Lützowstraße 


alle Pumpen |” Friedrichstraße 131d | Ehe Sie kaufen, fordern 
; wee = | Sie bitte unser Angebot 


Edaten Tilsiter 
Vollitett-Käse 


Illustrierte Preisliste gratis. 
A. Schepmann, Pumpen- 
fabrik, Berlin N 300, Chaus- | I (gar. m, 45% Fett) u. 
seestraße 88 a Steinbuscher- 
` Vollfett-Käschen 
undelikon 2 h können Sie zu 
Großhandelspreisen 
dir. v. Fabrikanten 
beziehen. Postkolli 
Versand à 9 Pfd. 
Dampfmolkerei 
Szage, Szillen 4 (Ostpr.) 
Kr. Tilsit, Ragnit. 


Grossimkerei 


Wollen Sie nicht auch 


„Photographieren‘“? 


Nur so können Sie die schönen Erinnerungen von 
Ihrer Sommerreise im Bilde festhalten. 


Schon mit der neuen Box-Tengor 3 * 4cm zum Preise von 
11,— RM. oder Box-Tengor 6 x 9 cm zum Preise von 16,— RM. 
erzielen Sie gute Bilder. Eine solche kleine Kamera müßte 
jeder Ausflügler stets mitführen. Bitte machen Sie einen Ver- 
such, Sie werden uns für diese Anregung gewiß dankbar sein. 


Wir offerieren Ihnen ferner 
unsere Schlager 1930: 


36,50 RM. 
46,50 RM, 


39,50 RM. 
54,50 RM. 


33,50 RM. 
38,50 RM. 


“Verschluß .... 


D.L.D.-Schulkamera, Modell C, der große Schlager! 


Metallkamera, in vorzüglicher Ausführung, doppelter Bodenauszug, Rahmen- 
sucher, Brillantsucher, Schneider-Anastigmat Xenar 1:3,5, 15 cm Brenn- 
weite, in Compur-Verschluß .uusencecense- 5 —* . 136,— RM. 


wahl stets am Lager; e Illustrierte Prospekte kostenlos! 
D.L.D.-Spezial-Photobedarf anerkannt gut und billig! 
Preisliste anfordern! 
Nachstehend eine von vielen Anerkennungen: 


Vorweg sei gleich gesagt, daß die Weekendkamera vollste Zufriedenheit 
erweckt; beide Apparate sind auf ihre Leistungsfähigkeit gründlich geprüft 
worden, und da hat vor allem die Schulkamera Bewunderung erregt ob ihrer 
unvergleichlichen Arbeit und ihres niedrigen Preises. Ich kann Ihnen daher 
für die gute Bedienung aus vollster Überzeugung nur bestens danken. 


Rektor K. Z., Castrop-Rauxel. 


DEUTSCHER LICHTBILD-DIENST G. M. B. H. 
BERLIN W35 — POTSDAMER STRASSE 41. 


Fernsprecher: B I Kurfürst 4956. 


Alleinige Anzeigenannahme: Dr. Walter Segefand, — gr 
r N 


verleihen dem Gesicht 
einen unedlen, oft stu- 
piden Ausdruck. Sie 
Sind oft die Ursache zu 
Spötteleien. Wenden Sie 
„Rectodor“ an, und ab- 
stehende Ohren werden 
sofort durch „Rectodor* 
anliegend, ohne daß das 
Hilfsmittel sichtbar ist. 
Nach einiger Zeit nimmt 
die Ohrmuschel die verbesserte Form dauernd an 
Keine Injektion, sondern schmerzlose äußerliche 
Anwendung. Garantie für Unschädlichkeit. Preis 
Versand gegen Nachnahme durch 


Schröder»Schenke, Berlin W163, Potsdamer Str. 26 b 


Abste bende Ohren 
fi 


Harmonlums 
soi. spielbar 
sy mit Spielapparat 
Prospekt H graiis 
Jede Größe 
reiche Ausw. 
Klein. Monatsraten 


Harmonium - Haus 


ERLERER 


Honig 


u.Gratismuster. Versand 
in Postkolli. Echtheit 
behördlich überwacht. 
Beste Belieferung ver- 
bürgen 1929 eingegan- 
gene 2189 freiwill. Aner- 
kennungen u. 1921 Nach- 
bestellungen in 1 Monat. 


u. Honighandlung 
Robert Isterheil, 
Ebersbach 131 (Sa.). 


N 


Weitere Modelle sowie alle Markenapparate und Bedarfsartikel in großer Aus- 


ion, Berlin SW 48, Friedrichſtraße 239. — Gffſetdruck: W. Bürenflein, Berlin SW 
eimatdienft, Berlin we 35, Potsdamer Straße 41. geng 


Nur Beamten und Festhesoldeten 


liefern wir seit 1884 dir. ab unserer Fabrik 


Oberbetten, 


Unterbetten, Plumeaus 
und Kissen, Bettfedern 
und Daunen 
streng vertraulich ohne Anzahlung gegen 
9 Monate Ziel und monatliche Raten. 
Erste Rate 1 Monat nach Lieferung. 
Jedes Bett wird für jeden Kunden nach ge- 
troffener Wahl besonders angefertigt. 
Minderwertige Ware 
tühren wir nicht. 
Lt. amtl. notarieller Bestätigung: 
1. Über 400000 Kunden in mehr als 
0000 Orten. 
2. Über 100000 Kunden haben zum 
2. Mal und öfter nachbestellt. 
3. Viele Kunden schreiben, daß 
solch gute Betten am eigenen 


Platze zu gleichen Preisen nieht 
zu kaufen sind. 


Gebr. Passmann A.-G. 


Köln 149, Trierer Straße 13. 
Größtes Spezlialgeschäft Deutschlands. 


Verlangen Sie kostenlos Muster und Preisliste, 
auch Sie werden bestimmt unser Kunde. 


Nach Gebrauch 


Jetzt ist der Moselwein billig! 


Versuchen Sie 
eine 15er, 30er od. 50er Kiste 
„29er Mesenicher 0.85 
„29er Clüssenrather Königs- 
berg 0.95 
„28er Schwarze Katz 1.20 
527 er KinheimerEulenlay1.40 
„27er Dhroner Roterd 1.70 
„21er Piesporter Pichter 
(natur) 1.95 
auch sort. Ferner Rotwein 
1.—, Tischwein 0.75. Glas 
leihweise oder 0.20 p. Fl. 
sof. bestellen u. Preisliste 
verlangen. Laufende An- 
erkennungen. Teilzahlung ! 


Weinkellerei Schmitgen, 
Berncastel 60 (Mosel). 


ute Betten 


Schlafzimmer, Kinderbetten, 
Polst., Stahlmatr., Chaisel., an 
jeden, Teilzahlg., Katal, frei. 
Eisenmöbelfahrik Suhl (Th.) 


Honel-Hamerlins 
N, Kastanienallee 56 


Rlesenauswahl, Zahlungs- 
erleichterung 6% 


Arterienverkalkte 


die mir ihre Adresse senden, erfahren kostenlos, wie 
ich mich auf einfache Weise selbst befreite. Frau 
Geheimrat Thewalt, Berlin 292, Budapester Str. 25. 
(Auch bei Gicht, Rheu: Ischias geeignet. Rückporto!) 


WRITE IE 
Allerfeinste Oldenburger 


Tafelbutter 


(Markenbutter) preisgekrönt 
a. pasteurisiertem Rahm, 
versendet täglich frisch in 
Postpak. von 6 und 9 Pfd. 
Inh. in 1- od. ½ Pfd.-Stücken 
verp. geg. Nachnahme z. 
Tagespreis 
Erste Butjadinger Molkerei 
Gen. Ruhwarden 18. (Oldbg.) 


DD 


Thür. Pilaumenmus 


garantiert reine zuckerge- 
süßte, feinste Qualität, 
10-Pfd. Eimer Mk. 3,95, 
ab hier. 


Otto Ritter, Schkölen in 
Thür. 136, Pflaumenmusfabr. 


Entlasten Sie Ihren Betrieb .. 


indem Sie für Ihre Propagandamaß- 
nahmen keine teuren Arbeitskräfte 
bezahlen, sondern 


steigern Sie Ihren Verdienst.. 


durch Vermeidung aller Spesen, die 


stets mit einer gut durchgeführten 
Insertion verbunden sind. 


Wir leisten Ihre Arbeit! .. . 


und stellen dazu noch unsere langjäh- 
rigen Erfahrungen und hervorragenden 
Beziehungen auf allen Gebieten des In- 
seratwesens, besonders zu den Fach- und 
Beamten-Zeitschriften, in Ihren Dienst! 


Fordern Sie ein kostenloses und 
unverbindliches Angebot — 


Es lohnt sich! 


Dr. Walter Seizeland 


BERLIN SW 48 


Friedrichstraße 239 / Tel. Bergmann 6848 


— für den Anzeigenteil: Heinz Prinzhorn, Berlin SW 48.— 
48. 334 


